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E
s gibt sie doch, die Einkommensschere, auch 

wenn einige versuchen sie kleinzureden. Wir 

haben nachgerechnet, um wie viel Frauen 

weniger verdienen, wenn sie zu Beginn ihrer beruf-

lichen Karriere zu niedrig eingestuft werden: 100 

Euro niedriger eingestuft als ein männlicher Kol-

lege oder nicht angerechnete Vordienstzeiten sum-

mieren sich im Laufe der Berufsjahre zu beeindru-

ckend hohen Summen im fünfstelligen Bereich.

Wir haben bereits aufgezeigt, welche Einkommens-

verluste es nach sich ziehen kann, wenn Karenzzei-

ten nicht angerechnet werden. Frauen verlieren 

durch Karenzen Gehaltserhöhungen und machen 

Vorrückungen nicht mit. Die GPA-djp hat daher bei 

den Kollektivvertragsverhandlungen im Herbst und 

im Frühjahr entsprechende Änderungen im Rah-

menrecht gefordert und bereits große Verbesse-

rungen bei den Anrechnungszeiten durchgesetzt.

Nun haben wir uns die Einstufungen vorgenom-

men. Ein weiteres Drittel der Einkommensunter-

schiede zwischen Frauen und Männern entsteht 

beim Einstieg in den Beruf. Im Rahmen einer Akti-

onswoche im April haben wir BetriebsrätInnen über 

ihre Mitwirkungsrechte bei der Einstufung infor-

miert, und auch für die Beschäftigten haben wir 

die nötigen Informationen für Vorstellungsgesprä-

che und Dienstverträge zusammengestellt. Mehr 

dazu können Sie in dieser Ausgabe nachlesen!

Ein wichtiger Schritt zu mehr Gerechtigkeit bei 

den Einstufungen war auch das im Vorjahr in Kraft 

getretene Gleichbehandlungsgesetz, in dem die 

verpfl ichtende Angabe des Gehalts in Stellenan-

zeigen verankert wurde. Damit sind Unternehmen 

verpfl ichtet, mit off enen Karten zu spielen und 

ArbeitnehmerInnen können ihre Forderung richtig 

positionieren. 

Wir sind als Gewerkschaft natürlich auch jeder-

zeit bereit, berechtigte Ansprüche von Arbeitneh-

merInnen vor Gericht durchzusetzen. Bei den dis-

kriminierenden Einstufungen der Kassierinnen im 

Handel bekam diese Berufsgruppe vor dem Obers-

ten Gerichtshof Recht. Ein wichtiger Schritt und 

zugleich ein Kampf, der weiter zu führen sein wird.

 

Dwora Stein

Chefredakteurin

Einkommensgerechtigkeit

Editorial
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Sie verdienen als Frau weniger als ihr gleichaltriger 
Kollege und machen aber den gleichen Job? 
Dann kann es sein, dass er gleich zu Anfang besser 
eingestuft wurde. Tatsache ist, dass es bei den 
Einstufungen ins Gehaltsschema am Beginn der 
Karriere nicht immer mit rechten Dingen zugeht, 
und dass hier die Einkommensschere oft aufgeht.

 Von Barbara Lavaud

Richtig eingestuftRichtig eingestuft
von Anfang an!von Anfang an!

©
 N

ur
ith

 W
ag

ne
r-S

tra
us

s





Thema

6 Mai 2012

Während der Aktionswoche im 

April hat die GPA-djp vor allem 

BetriebsrätInnen auf ihre Mitgestal-

tungsmöglichkeiten aufmerksam 

gemacht: BetriebsrätInnen haben 

das Recht, über alle Themen, die die 

betrieblichen Interessen der Beleg-

schaft betreff en, informiert zu wer-

den, und sie haben das Recht und 

die Pfl icht, Rechtsvorschriften zu 

kontrollieren. Dazu gehören auch 

Einsichtnahme in Gehaltslisten und 

in Arbeitszeitaufzeichnungen sowie 

die Überprüfung, ob beim Einstieg 

alles korrekt abgelaufen ist.

Mehr Chancengleichheit

Grundsätzlich lässt sich feststel-

len, dass es umso weniger Mög-

lichkeiten für die bewusste oder 

unbewusste Schlechterstellung 

von Frauen gibt, je standardisier-

ter (Einstellungs-)Prozesse sind. 

Das gilt aber nur, solange dem Pro-

zess selbst keine Diskriminierung 

F
rauen verdienen immer noch 

weniger als Männer. Diese 

Einkommensunterschiede 

entstehen teilweise schon beim 

Berufseinstieg und können spä-

ter oft nicht mehr wettgemacht 

werden. Die GPA-djp hat daher im 

April mit der Aktionswoche „Richtig 

eingestuft von Anfang an“ in den 

Betrieben auf das Thema aufmerk-

sam gemacht.

„Als Faustregel gilt: Rund ein Drit-

tel der Einkommensunterschiede 

zwischen Frauen und Männern 

entsteht beim Einstieg“, analysiert 

Barbara Marx, Leiterin der GPA-

djp-Bundesfrauenabteilung. Des-

halb ist es gerade für Frauen ganz 

besonders wichtig, korrekt einge-

stuft zu werden und eventuelle Vor-

dienstzeiten richtig angerechnet 

zu bekommen. Doch das ist nicht 

immer so einfach. „Einstufungs- 

und Verwendungsgruppen sind 

keine objektiv feststehenden Kate-

gorien. Meistens ist ein gewisser 

Handlungsspielraum vorhanden, 

der oft zu ungunsten von Frauen 

ausgelegt wird“, berichtet Marx aus 

der Praxis. Die Folge: Frauen wer-

den oft in die jeweils niedrigere 

Verwendungsgruppe eingereiht. 

Der Grund dafür, so Marx weiter, 

„sind mehr oder weniger bewusste 

Vorstellungen und Bewertungen, 

die die Arbeit und Fähigkeiten von 

Männern höher einschätzen als 

jene von Frauen“.

Video

Das Video zu unserer 
Aktionswoche „Richtig 
eingestuft von Anfang 
an“ fi nden Sie auf
unserer Webseite www.
gpa-djp.at oder hier:

Frauen werden oft in die jeweils niedrigere Verwendungsgruppe 
eingereiht – ein Nachteil, den sie nur schwer bis gar nicht wieder 
aufholen können.

Beispiel Branche Elektroindustrie

Franz H., HAK-Absolvent
Eintritt 2011, Sachbearbeiter, Einstiegs-
gehalt lt. KV (Grundstufe F) inkl. freiwillig 
gewährter Überzahlung 

EUR 3.000,00 brutto

Susanne F., HAK-Absolventin
Eintritt 2011, Sachbearbeiterin, Einstiegs-
gehalt lt. KV (Grundstufe F) inkl. freiwillig 
gewährter Überzahlung 

EUR 2.900,00 brutto

Daraus ergibt sich folgender nachteiliger Einkommensunterschied für Susanne 
F.: (bei gleicher Qualifi kation und Tätigkeit)

im 1. Jahr EUR 1.400,00 brutto   nach 5 Jahren EUR 7.285,66 brutto
nach 10 Jahren EUR 15.329,61 brutto   nach 20 Jahren EUR 34.016,32 brutto
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Euro brutto Unterschied bei der 

Einstufung nach 20 Jahren ausma-

chen können“, erklärt die Frauense-

kretärin, „und auch bei der Nicht-

Anrechnung von Vordienstzeiten 

summiert sich der Verdienstent-

gang rasch zu erheblichen Sum-

men.“ (Siehe Kästen unten)

Einstufung überprüfen

Marx rät daher, bei der Bewer-

bung sehr genau nach der Begrün-

dung zur Einstufung zu fragen 

und dort, wo es einen Betriebsrat 

gibt, mit ihm Kontakt aufzuneh-

men. Sie appelliert aber auch an die 

BetriebsrätInnen, hier noch stärker 

als bisher aktiv zu werden: „Die Mit-

wirkungsrechte sind vorhanden, sie 

müssen aber auch gezielt genutzt 

werden!“ 

Checkliste für den richtigen (Wieder-)Einstieg

Darauf sollten Sie achten, bevor Sie den Vertrag unterzeichnen!

Vor dem Arbeitsbeginn:
• Welcher Kollektivvertrag gilt für den Betrieb?
• Wie hoch ist das kollektivvertragliche Mindestgrundgehalt?
• Gibt es die Bereitschaft zur Überzahlung?
• Gibt es einen Betriebsrat?
 
Erkundigen Sie sich, welche Vordienstzeiten angerechnet werden:
• Vordienstzeiten bei einem anderen Arbeitgeber
• Schul- und Studienzeiten
• Elternkarenz
• Lehre
• Präsenz- bzw. Zivildienst
 
Gehen Sie gut vorbereitet zum Vorstellungsgespräch: 
•  Das sollten Sie mitnehmen: Lebenslauf, Dienstzeugnisse, 

Qualifi kationsnachweise, Zertifi kate, Schulungsbestätigungen.
• Sprechen Sie eigene Leistungen und Fähigkeiten an.
• Selbstbewusst auftreten, aber nicht übertreiben!
 
Lassen Sie Ihren Dienstvertrag prüfen, BEVOR Sie ihn unterschrei-
ben! Fragen Sie Ihren Betriebsrat oder kontaktieren Sie die GPA-
djp! Auch wenn Sie schon in Beschäftigung sind, zahlt sich eine 
Überprüfung aus.
 

zugrunde liegt. Barbara Marx emp-

fi ehlt daher, Regeln und Standards 

zu entwickeln, aber dennoch in 

regelmäßigen Abständen – so alle 

zwei bis fünf Jahre – den Prozess 

als Ganzes kritisch zu hinterfragen. 

Denn: „Was vor zehn Jahren auf 

dem neuesten Stand war, ist heute 

vielleicht schon veraltet. Auch unser 

Verständnis von Geschlechterge-

rechtigkeit entwickelt sich stän-

dig weiter und muss darum auch 

immer wieder überprüft werden“, 

betont Marx. Eine weitere wichtige 

Voraussetzung für Chancengleich-

heit ist Transparenz: Ein Betriebs-

klima, das es ermöglicht, off en über 

Kriterien der Arbeitsbewertung etc. 

zu sprechen, lässt nur wenig Spiel-

raum für ungerechtfertigte Bevor-

zugungen. Darüber hinaus kön-

nen Probleme dadurch schneller 

erkannt und beseitigt werden. 

Bahnbrechendes OGH-Urteil 

Ein Meilenstein war das Urteil des 

Obersten Gerichtshofs vom Juni 

2011, wo klar entschieden wurde, 

dass Kassierinnen im Handel in der 

Verwendungsgruppe 3 eingestuft 

werden müssen – und nicht wie 

meist praktiziert in Gruppe 2 –, da 

die Arbeit an der Kassa sehr wohl 

eine schwierige und keine einfache 

Tätigkeit sei (mehr zu diesem OGH-

Urteil siehe Seiten 8–9). „Diese Her-

abstufung von Kassierinnen ist ein 

klassisches Beispiel für die Gering-

schätzung von Arbeitsplätzen von 

Frauen“, kritisiert Marx. Auch ein 

nur geringer Gehaltsunterschied 

zu Beginn einer Berufskarriere kann 

im Laufe der Jahre zu fünfstelligen 

Summen anwachsen. „Wir haben 

nachgerechnet, wie viele hundert 

Beispiel Branche Banken

Peter S., abgeschlossene Bankenlehre
Eintritt 2011, Servicezonenmitarbeiter, 
Einstiegsgehalt lt. KV (Beschäftigungs-
gruppe C) inkl. freiwilliger Anrechnung von 
Vordienstzeiten im Ausmaß von 3 Jahren 

EUR 1.934,62 brutto

Anna W., abgeschlossene Bankenlehre
Eintritt 2011, Servicezonenmitarbeiterin, 
Einstiegsgehalt lt. KV (Beschäftigungs-
gruppe C), keine freiwillige 
Anrechnung von Vordienstzeiten

EUR 1.815,18 brutto

Daraus ergibt sich folgender nachteiliger Einkommensunterschied für Anna W.: 
(bei gleicher Qualifi kation und Tätigkeit)

im 1. Jahr EUR 1.672,16   nach 5 Jahren EUR 5.798,46
nach 10 Jahren EUR 9.433,79   nach 20 Jahren EUR 20.022,68
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E
in Kassajob ist etwas, was 

man oft unterschätzt“, sagt 

Maria Gluchman, und die 

heutige stellvertretende Vorsit-

zende des Billa-Betriebsrats weiß, 

wovon sie spricht. Sie war früher 

selbst als Kassierin tätig. „Man 

muss freundlich sein, ist nicht sel-

ten mit ungeduldigen Kunden kon-

frontiert, die es eilig haben, hat viel 

Verantwortung, weil man mit Geld 

zu tun hat. Und man muss rasch 

arbeiten, Stress aushalten.“ Bei Billa 

wird diese Tätigkeit daher schon 

seit langem durch eine Einstufung 

in der Verwendungsgruppe 3 hono-

riert. Ein Best-Practice-Beispiel in 

der Branche. Denn bis vor kurzem 

war dies eher die Ausnahme als die 

Regel.

Falsch eingestuft

Das Gros der KassierInnen war in 

der Verwendungsgruppe 2 ange-

stellt. Ein Umstand, den die GPA-djp 

seit langem kritisiert, weil damit 

Arbeit ein falscher – zu niedriger – 

Wert beigemessen wird, wie Man-

fred Wolf, Sekretär des Geschäftsbe-

reichs Interessenvertretung, betont. 

Die GPA-djp unterstützte daher eine 

bei „Magnet“ tätige Kassierin bei 

ihrer Klage gegen die zu niedrige 

Einstufung. 

Der Oberste Gerichtshof (OGH) 

gab der Frau im Vorjahr Recht. In 

der Begründung heißt es, dass die 

Tätigkeit an einer Scannerkasse 

im Supermarkt aufgrund der stän-

Die KasseDie Kasse muss für alle klingeln muss für alle klingeln
Ein OGH-Urteil aus dem Vorjahr führte zu einer Hochstufung 
vieler Kassenkräfte um eine Verwendungsgruppe. Doch es 
gibt unter den Arbeitgebern immer noch schwarze Schafe.    
Von Alexia Weiss

dig steigenden Anforderungen des 

Kassiervorganges erhöhte Konzen-

tration bei der Registrierung der 

gekauften Artikel und beim Zah-

lungsvorgang erfordere. Die Tätig-

keit erfolge zudem wegen drängen-

der Kunden unter Stressbelastung 

und unter nicht unerheblichem 

Zeitdruck.

Meilenstein OGH-Urteil

Das Urteil hat vieles ins Rollen 

gebracht. „Die führenden Lebens-

mittelhandelsunternehmen haben 

rasch reagiert“, freut sich Wolf. Wer 

also heute an einer Kassa eines 

Supermarkts sitzt, ist höchstwahr-

scheinlich in Verwendungsgruppe 

3 eingestuft. Anders sieht es im 
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„Eine falsche Ein-
stufung kann für eine 
Kassierin im Laufe von 
20 Jahren 60.000 
Euro Verdienst entgang 
ausmachen.“ 
Maria Gluchman, 
Betriebsrätin bei Billa, 
setzt sich aktiv für die 
richtige Einstufung der 
Beschäftigten im 
Handel ein.

der ArbeitnehmerIn
ne

n!
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Textilhandel aus. Eine große Kette 

entpuppt sich hier unter anderem 

als schwarzes Schaf: H&M. 

Argumentiert wird seitens der 

Geschäftsleitung, dass hier nicht 

nur Kassadienst geleistet wird, 

sondern etwa auch Gewand ver-

kauft und daher nicht überwie-

gend kassiert wird. Wie 

auch in manchen Super-

märkten handelt es sich 

also um eine Mischtä-

tigkeit – und hier wird 

die Einstufung seitens 

der Arbeitgeber dann so 

begründet, dass die Tätigkeit an 

der Kassa nicht die Mehrheit der 

geleisteten Arbeit ausmache. 

Wolf stößt das sauer auf. Zu die-

ser Mischtätigkeit komme es, um 

seitens der MitarbeiterInnen noch 

mehr Produktivität zu erreichen, 

was auch mehr Belastung bedeute. 

Diese dann auch noch durch eine 

niedrigere Einstufung zu bestra-

fen, sei nicht akzeptabel. Praktiziert 

wird dieses Modell auch vielfach in 

Drogeriemärkten. Hier führt die 

GPA-djp z. B. mit Schlecker Gesprä-

che über die Einstufungen. Auch 

Schlecker beschäftigt Angestellte 

mit Kassentätigkeit immer noch in 

Beschäftigungsgruppe 2.

Hoher Verdienstentgang

Am Anfang der berufl ichen Lauf-

bahn sei der Unterschied ja noch 

nicht so groß, sagt Gluchman. Im 

ersten Berufsjahr erhält man in 

Beschäftigungsgruppe 2 und 3 

ein Bruttomonatsgehalt von 1.350 

Euro. Doch das Gehalt in Gruppe 3 

steigt dann rascher an als jenes der 

Gruppe 2. Im zehnten Berufsjahr 

erhält die Kassierin, die in Gruppe 

zwei eingestuft ist, bei Vollzeitbe-

schäftigung 1.550 Euro brutto, ihre 

Kollegin, die in Gruppe 2 ange-

stellt wurde, 1.784 Euro brutto. Hier 

geht es über die Jahre um große 

Summen. „Auf 20 Jahre berechnet 

bedeutet das einen Verdienstent-

gang von 60.000 Euro“, sagt Wolf. 

Und Gluchman gibt zu bedenken, 

dass an der Einstufung ja auch noch 

andere wesentliche Dinge hängen, 

die den Alltag beeinfl ussen, aber 

auch die Grundlage für den späte-

ren Pensionsbezug.    

Rund 252.000 ArbeitnehmerInnen 

sind heute österreichweit im Han-

del beschäftigt. Die GPA-djp schätzt, 

dass etwa ein Drittel von ihnen Kas-

sadienst leistet. Von den 120.000 

Beschäftigten im Lebensmittelhan-

del ist es fast die Hälfte. Von Arbeit-

geberseite sei oft zu hören, „bei uns 

machen alle Angestellten nur einfa-

che Arbeit“, erzählt Wolf. Nur das sei 

eben nicht richtig. 

Gehaltsschere

Auff ällig ist hier auch, dass Män-

nern oft qualifi ziertere Arbeit – und 

damit auch eine höhere Einstufung 

– als Frauen zugeschrieben wird. 

Grundsätzlich ist die Kassentätigkeit 

Frauendomäne: zu 90 Prozent sitzen 

Frauen an der Kassa. Wird ihre Arbeit 

falsch bewertet, ist das ein Mitverur-

sacher der Gehaltsschere zwischen 

den Geschlechtern. Im Alltag haben 

viele Kassierinnen auch die Dop-

pelbelastung Job und Familie zu 

bewerkstelligen, gibt Gluchman zu 

bedenken. Wenn man Teilzeit arbei-

ten muss, fällt das Gehalt entspre-

chend geringer aus – da spielt der 

Unterschied zwischen Gruppe 2 

und 3 für die Betroff enen 

eine große Rolle. Anderer-

seits gibt es für Mütter 

kleiner Kinder, die früha-

bends nicht arbeiten kön-

nen, auch nicht die Mög-

lichkeit, in den Genuss des 

70-prozentigen Zuschlags ab 18.30 

Uhr zu kommen. 

In den Genuss von freiwilligen Über-

zahlungen kommen Kassenkräfte in 

der Realität übrigens so gut wie nie, 

sagt Gluchman. Umso wichtiger ist 

es, von Anfang an, richtig einge-

stuft zu sein. So groß die Freude der 

GPA-djp ist, dass sich in der Bran-

che mit dem OGH-Urteil einiges 

tut und inzwischen Tausende Kas-

sierInnen in Verwendungsgruppe 3 

hochgestuft wurden, ist man wach-

sam. Denn die Arbeitgeberseite 

schläft nicht. „Jetzt versuchen sie, in 

den Kollektivvertragsverhandlun-

gen den Begriff  der Kassierin neu 

zu defi nieren“, so Wolf. Da ist man 

dann wieder an dem Punkt, „an 

dem wir sagen, Arbeit muss richtig 

bewertet werden.“  

Die Arbeit an der Kassa 
wird oft unterbewertet 
und schlechter bezahlt.

Beispiel Branche Einzelhandel

Elisabeth P., Kassierin 
Eintritt 2011, falsche Einstufung in 
Beschäftigungsgruppe 2 
(im 1. Berufsjahr) 

EUR 1.350,00 brutto

Christine K., Kassierin
Eintritt 2011, richtige Einstufung in 
Beschäftigungsgruppe 3 
(im 1. Berufsjahr)

EUR 1.350,00 brutto

Daraus ergibt sich folgender nachteiliger Einkommensunterschied für Elisabeth 
P.: (bei gleicher Qualifi kation und Tätigkeit)

im 1. Jahr EUR 0,00 brutto   nach 5 Jahren EUR 2.380,54
nach 10 Jahren EUR 12.754,49   nach 20 Jahren EUR 60.430,60
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D
ie durch Einkommensbe-

richte dokumentierten 

Unterschiede zwischen 

den Einkommen von Männern und 

Frauen betragen 12 bis 18 Prozent. 

Umfasst von den Einkommensbe-

richten sind etwa 180 Großbetriebe 

in Österreich und damit ein Drittel 

der Beschäftigten. Gerade Klein-

betriebe, die überpro-

portional viele Frauen 

beschäftigen, sind nicht 

erfasst. Dokumentiert 

sind zudem nur die 

Grundgehälter, Extras 

werden nicht berück-

sichtigt. Selbst mit die-

sen Einschränkungen machen die 

Einkommensberichte eines klar: 

Die Einkommensunterschiede  

zwischen Männern und Frauen 

in Österreich sind signi fi kant und 

betragen bei einem Durchschnitts-

gehalt von 2.000 Euro im Monat 

mindestens 4.000 Euro jährlich. 

Ein Teil dieser Unterschiede kommt 

dadurch zustande, dass Arbeitneh-

merInnen von Anfang an falsch ein-

gestuft werden. Laut einer Befra-

gung, die das IFES im Auftrag der 

GPA-djp durchgeführt hat, bekommt 

jede/r Dritte nicht das, was ihr/ihm 

zusteht. Besonders betroff en davon 

sind wiederum Frauen. Beträchtliche 

Einkommensunterschiede werden 

– trotz gleicher Qualifi kation – oft 

gleich beim Jobeinstieg zementiert, 

weil Vordienstzeiten oder Karenzen 

nicht angerechnet werden. 

Dazu kommt, dass Frauen in viel 

geringerem Ausmaß außerordent-

liche Gehaltsbestandteile beziehen, 

wie leistungsbezogene Entgelte oder 

Überstundenpauschalen. Auch Prä-

mien sind bei Männern wesentlich 

verbreiteter als bei Frauen. Und auch 

bei außerordentlichen Gehaltser-

höhungen sind Männer gegenüber 

Frauen deutlich besser gestellt. 

Mit einer Aktionswoche unter 

dem Motto „Richtig eingestuft von 

Anfang an“ haben wir daher ver-

sucht, nach unseren Bemühun-

gen um mehr Einkommensgerech-

tigkeit in den Kollektivverträgen, 

auch in den einzelnen Unterneh-

men einen Bewusstseinsbildungs- 

und Überprüfungsprozess zu die-

sem Thema zu starten. Denn viele 

Betroff ene wissen gar nicht, dass 

sie falsch eingestuft sind. Genauso 

wichtig ist es aber auch, gezielt die 

Frauen dabei zu unterstützen, für 

sich zu fordern, was ihnen zusteht. 

Dass wir hier großen Handlungsbe-

darf haben, zeigt uns die IFES-Befra-

gung, bei der 51 Prozent der Männer 

angaben, ihr Gehalt nach Verhand-

lungen mit dem Dienstge-

ber vereinbart zu haben, im 

Vergleich zu nur 26 Prozent 

der Frauen, die dasselbe 

gemacht haben. Auch Teil-

zeitbeschäftigte verhandeln 

ihr Einkommen seltener als 

Vollzeitbeschäftigte. 

Handlungsbedarf gibt es schließlich 

auch bei den sogenannten Verfalls-

fristen, die in Kollektivverträgen, 

Betriebsvereinbarungen oder auch 

Arbeitsverträgen enthalten sind. Sie 

regeln, wie lange jemand Zeit hat, 

gegen eine falsche Einstufung vor-

zugehen. Meist liegen diese Fristen 

zwischen sechs Monaten und einem 

Jahr und das ist unserer Erfahrung 

nach eindeutig zu kurz und nutzt 

den Arbeitgebern, die sich dadurch 

viel Geld sparen. Zumindest die all-

gemeine Verjährungsfrist von drei 

Jahren muss bei benachteiligenden 

Ersteinstufungen am Beginn von 

Dienstverhältnissen gelten.    

Der große 
„kleine“ Unterschied
Die Einkommensberichte beweisen 
schwarz auf weiss, dass Frauen 
benachteiligt werden. Ein Grund 
dafür sind falsche Einstufungen.
Von Wolfgang Katzian

Kommentar
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Der Einkommensunterschied beträgt
bei einem Gehalt von 2.000 Euro
mindestens 4.000 Euro jährlich.  
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Aktuell
IKEA-Beschäftigte gründen 
weltweite Allianz

Unternehmen in 
Ausbildungs-Pfl icht nehmen! 
Zu wenige Lehrstellen in Wien, 
Ausbildungsfonds gefordert. 

Es gibt in Wien über 40.000 Betriebe, 

die für eine Lehrausbildung in Frage 

kämen, jedoch nicht einmal 4.000, 

die tatsächlich Lehrlinge ausbil-

den. Das ist die ernüchternde Bilanz 

der GPA-djp-Jugend in Wien. „Das 

heißt: Gerade einmal neun Prozent 

nehmen ihre Verantwortung wahr, 

jungen Menschen eine Ausbildung 

zu ermöglichen", kritisiert der Wie-

ner Jugendvorsitzende Peter Pick. 

Besonders im Wiener Handel ist die 

Ausbildungsquote in den vergange-

nen  Jahren rasant gesunken, und 

das obwohl die Handelskonzerne 

gute Gewinne machen. Die Gewerk-

schaftsjugend fordert daher die Ein-

führung eines Ausbildungsfonds. 

„Betriebe, die die Voraussetzungen 

hätten, um Lehrlinge auszubilden, 

diese Aufgabe aber nicht wahrneh-

men, müssen einen fi nanziellen Bei-

trag für die Lehrausbildung leisten. 

Aus dem Topf, in den sie einzahlen, 

sollen jene Unternehmen gefördert 

werden, die Lehrplätze anbieten. 

Damit auch jene Betriebe, die keine 

Verantwortung übernehmen wol-

len, einen  Beitrag leisten.“

Die Vienna Pride 2012 vom 12. bis 16. Juni wird 
unter dem Motto „born this way“ heuer erstmals 
am Rathausplatz stattfi nden. Sich für gleiche Rechte für Schwule, 
Lesben, Bisexuelle und Transgenderpersonen einzusetzen heißt 
auch, gegen Diskriminierung dieser Menschen im Arbeitsalltag zu 
sein.

Die Veranstaltung beinhaltet neben der Regenbogenparade am Ring 
und der Pride-Show am Rathausplatz (beides am 16.6.2012) eine 
ganz tolle Neuerung – das Pride-Village am Rathausplatz. Hier infor-
mieren Vereine, Initiativen und Lokale über ihre Arbeit, zugleich ist 
für Speisen, Trank und Unterhaltung gesorgt. www.viennapride.at

Für Buntheit und Vielfalt

Die IKEA-ArbeitnehmerInnen 
schlossen sich Anfang März 
weltweit zusammen: Bei 
einer internationalen Konfe-
renz der UNI Global Union 
gründeten IKEA-Beschäftigte 
und Gewerkschaftsvertrete-
rInnen aus 14 Ländern  in 
Istanbul eine weltweit agie-
rende IKEA-Allianz. Auch die 
GPA-djp beteiligte sich aktiv 
an den Bemühungen um 
globale Zusammenarbeit von 
ArbeitnehmerInnen im IKEA-
Konzern.

Die Abhaltung des Treffens 
und die Gründung der globa-
len IKEA-Allianz in Istanbul 
waren kein Zufall, sondern 
bewusste Zeichen internatio-
naler Solidarität mit den Kol-
legInnen von IKEA in der 
Türkei. Das Franchiseunter-
nehmen MAPA, das die IKEA-
Einkaufszentren in der Türkei 
führt, ist wiederholt gegen 
GewerkschaftsaktivistInnen 
der türkischen Handelsge-
werkschaft KOOP-IS Sendi-
kasi mit Drohungen und Ent-
lassungen vorgegangen.

GPA-djp-Sekretär Georg 
Grundei war in Istanbul mit 
dabei: „In der globalisierten 
Wirtschaft ist die Koopera-
tion mit lokalen Gewerkschaf-
ten die Basis für eine humane 
Arbeitswelt. Die GPA-djp 
unterstützt jede Initiative, mit 
der sich lokale Gewerkschaf-
ten an dieser globalen Ver-
netzung beteiligen.“

www.gpa-djp.at/
international
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D
as Konsolidierungspaket, 

auch Sparpaket genannt, 

enthält mehrere Maßnah-

men und Änderungen, die unsere 

Pensionen betreff en. Nicht alle 

sind zum Nachteil der Beschäftig-

ten, und die Einsparungen fallen 

weniger schlimm aus als ursprüng-

lich befürchtet. So wurden weder 

das Frauenpensionsalter noch das 

Regelpensionsalter angehoben. 

Mitbeschlossen wurde eine Verwal-

tungsreform, die das System für 

die Versicherten durchschaubarer 

macht. Nachteile ergeben sich für 

die kommenden Anpassungen und 

beim Tätigkeitsschutz für ältere 

ArbeitnehmerInnen. Die Änderun-

gen betreff en sechs Bereiche:

Pensionen: Pensionen: Was ändert sich?Was ändert sich?  
Das Sparpaket trifft auch unsere Pensionen. Die gute Nachricht:
Vieles konnte verhindert werden. 
Wen trifft es doch und in welchem Ausmaß?     
Von Barbara Lavaud

1. Pensionsanpassungen 

PensionistInnen triff t das Sparpa-

ket insofern, als in den Jahren 2013 

und 2014 die Pensionsanpassun-

gen niedriger ausfallen werden: Die 

Anpassungen sind an die Infl ation 

gekoppelt und decken diese nor-

malerweise ab. Für 2013 wurde ver-

einbart, dass die Anhebung um ein 

Prozent unter der Infl ationsrate lie-

gen wird, für 2012 um 0,8 Prozent. 

„Das triff t die PensionistInnen und 

ihre Kaufk raft hart, ist aber bes-

ser als eine Nulllohnrunde“, erklärt 

David Mum, Leiter der Grundlagen-

abteilung der GPA-djp. „Vermögens-

bezogene Steuern wären vertei-

lungspolitisch weitaus sinnvoller, 

als eine Budgetsanierung zulasten 

der Kaufk raft der ASVG-Pensionis-

tInnen. Deren Pensionen sind – im 

Gegensatz zu so manchen Zusatz-

pensionen – nicht hoch.“

2. Umstieg ins 
neue Pensionsrecht  

Die vergangenen Pensionsreformen 

haben zu komplexen und schwer 

durchschaubaren Berechnungen 

bei der Ermittlung der Pensions-

höhe geführt. Der nun beschlossene 

Umstieg ins neue Pensionsrecht soll 

eine einfachere Abrechnungsform 

und mehr Transparenz bringen. Bis 

2014 werden die alten Ansprüche 

abgerechnet und dem sogenann-

David Mum und Isabel Koberwein, GPA-djp-Grundlagenabteilung, sehen einige  Änderungen im Pensionsrecht sehr kritisch. 
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Pensionen

ten „Pensionskonto“ gutgeschrie-

ben,  – ein gewaltiger Verwaltungs-

aufwand, den die Pensionsversiche-

rungsanstalt bis dahin zu bewäl-

tigen hat –, dann werden jährlich 

Gutschriften, vergleichbar wie 

bei einem Bankkonto, zugebucht. 

Mums Kollegin Isabel Koberwein 

sieht diese Reform positiv: „Das hat 

für den Einzelnen den Vorteil, dass 

er sich leichter über die Höhe seiner 

zukünftigen Pension informieren 

kann.“ Das Pensionskonto ist jedoch 

keine Sparmaßnahme, sondern 

eine Verwaltungsänderung.

3. Korridorpensionen
und Stichtage

Die Korridorpension ermöglicht 

einen Pensionsantritt mit 62. Bis-

her waren dafür 37,5 Versicherungs-

jahre notwendig, dies wird bis 2017 

schrittweise angehoben auf 40 

Versicherungsjahre.  Für viele ver-

schiebt sich dadurch der Pensions-

stichtag nach hinten. „Wenn jemand 

eine lange Ausbildung absolviert 

hatte, fehlen ihm nun möglicher-

weise Versicherungsjahre. Das kann 

etwa bei einer bereits vereinbar-

ten Altersteilzeit ein Problem dar-

stellen“, so Koberwein. Im Sparpa-

ket wurden daher Maßnahmen zur 

Abfederung vereinbart, für Einzelne 

können trotzdem fi nanzielle Einbu-

ßen entstehen. Neu sind auch die 

Abschläge geregelt: Im Pensions-

konto kostet die Korridorpension 

künftig 5,1 % pro Jahr vor dem Regel-

pensionsalter, durch den Umstieg 

auf das Pensionskonto wird die 

Berechnung vereinfacht und die 

doppelten Abschläge entfallen. Der-

zeit gelten im Altrechtsteil 6,3 % 

Abschläge pro Jahr. 

4. Berufsunfähigkeits- und 
Invaliditätspensionen

Bei den Berufsunfähigkeits- und 

Invaliditätspensionen soll der 

Grundsatz „Rehabilitation vor Pen-

sion“ verstärkt umgesetzt wer-

den: ArbeitnehmerInnen, die ihren 

erlernten Beruf nicht mehr ausüben 

können, sollen, wenn das möglich 

und zumutbar ist, medizinisch und 

berufl ich rehabilitiert werden. Das 

Ziel besteht darin, Menschen umzu-

schulen statt zu pensionieren. Die 

konkreten Regelungen zur Umset-

zung dieser Maßnahme werden im 

Laufe des Jahres beschlossen. Ab 

sofort wird auch kein Pensionsvor-

schuss mehr gleich nach Antrag-

stellung ausbezahlt, sondern erst, 

sobald ein gültiges Gutachten vor-

liegt, das die Arbeitsunfähigkeit 

bescheinigt.

Für David Mum stellt sich die Frage 

nach dem Berufsschutz: „Wichtig 

ist den Gewerkschaften, dass Aus-

bildungen qualifi kationserhaltend 

stattfi nden. D. h. man erlernt einen 

neuen Beruf, der vom Qualifi kati-

onsniveau dem alten entsprechen 

muss. Wir wollen, dass die Pensi-

onsversicherung und ihre Einrich-

tungen weiter für die medizinische 

Rehab und die Bescheide zuständig 

bleibt. Die Umschulungen kann das 

AMS durchführen.“   

Und Koberwein fügt hinzu: „Arbeits-

unfähig sind diese Menschen vor 

allem aufgrund psychischer Prob-

leme.“ Ein sensibler Punkt in die-

sem Zusammenhang sind die 

unzureichenden Regelungen zur 

Prävention: „Wenn wir möchten, 

dass die Menschen länger erwerbs-

tätig bleiben, so müssen wir auch 

die gesundheitliche Vorsorge ver-

bessern, vor allem die betriebliche 

Gesundheitsförderung und insbe-

sondere die Bedingungen für ein 

altersgerechtes Arbeiten, hier ent-

hält das Sparpaket keine Verpfl ich-

tungen für Unternehmen“, kritisiert 

Koberwein.

5. Tätigkeitsschutz

Bisher gab es ab 57 einen erleichter-

ten Pensionszugang, wenn jemand 

seine bisherige Tätigkeit nicht mehr 

ausführen konnte. Das Antrittsal-

ter wird nun auf 60 erhöht. Mum 

befürchtet, dass dies zu einem 

Anstieg der Arbeitslosigkeit führt: 

„Ob die Arbeitsmarktoff ensive das 

abfangen kann, ist fraglich. Hier 

werden Menschen weg von der 

Pensionsversicherung und hin zum 

AMS verschoben.“ 

6. Altersteilzeit

Bei der Altersteilzeit gibt es sogar 

Verbesserungen: Die Teilzeitvari-

ante kann jetzt bis zum Regelpen-

sionsalter vereinbart werden, die 

Blockvariante wurde nicht abge-

schaff t, obwohl das ursprünglich 

geplant war.  

Broschüre Altersteilzeit 

Beratung

Die Neuauf-
lage der GPA-
djp-Broschüre 
zur Altersteil-
zeit gibt einen 
Überblick zu 
den Eckpunkten 
und berücksich-
tigt alle Neue-
rungen. Die Bro-
schüre down-
loaden www.

gpa-djp.at/wirtschaftundso-
ziales oder bestellen grund-
lagen@gpa-djp.at

Die GPA-djp-Broschüre 
„Pensionen“ wird derzeit 
überarbeitet, die Neuauf-
lage erscheint noch vor dem 
Sommer!

Wenn Sie Fragen zu den 
Änderungen bei den Pensio-
nen haben, wenden Sie sich 
an unser Servicecenter oder 
an die Regionalgeschäftsstel-
len 05 03 01 – 301

Leitfaden 
durch ein kompliziertes Regelwerk

Pensionen

Neuaufl age 2012
inkl. allen Änderungen
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Mehr als nur ein Mehr als nur ein FlughafenFlughafen  
Die Austrian Airlines kommt nicht zur Ruhe: Harten Sparvorgaben der 
Unternehmensführung stehen langfristige Pläne zur Standortsicherung 
der Gewerkschaft gegenüber.      
Von Andrea Rogy
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D
ie deutsche Lufthansa, seit 

September 2009 Eigentü-

merin der AUA, gibt harte 

Sparziele vor: In den nächsten Jah-

ren sollen weitere 45 Millionen Euro 

beim Bodenpersonal der defi zitä-

ren Airline eingespart werden. Bei 

Abfertigungen und Zuschlägen soll 

ebenso gekürzt werden wie beim 

betrieblichen Pensionssystem. 

Durch den Sparkurs soll das Unter-

nehmen wieder in die Gewinn-

zone geführt werden. Denn die AUA 

fl og auch 2011 wieder in die roten 

Zahlen.

Für AUA-Bodenbetriebsratschef Alf 

Junghans ist eine Fluglinie aller-

dings nicht primär über Einspa-

rungen beim Personal konsolidier-

bar: „Das kommt mir vor, wie wenn 

man bei einem Auto den Motor 

wegsparen will“, veranschaulicht 

Junghans. Es gäbe viele Schrauben 

und Rädchen, wo langfristig gezielt 

umstrukturiert und gespart werden 

könnte. Auch im Mutterkonzern 

selbst sind die Personalkosten nicht 

der alleinige Ansatzpunkt: dort sind 

die Kosten für das Personal um fast 

20 Prozent höher.

Bodenpersonal 
massiv belastet
Das Bodenpersonal der AUA hat 

bereits kräftig beim Konsolidieren 

geholfen. Seit 2010 läuft ein Spar-

projekt, bei dem ein Gehaltsverzicht 

von fünf Prozent über eine Laufzeit 

von fünf Jahren vereinbart wurde. 

Das soll insgesamt 150 Mio. Euro 

bringen. Darüber hinaus wurde für 

das Bodenpersonal bei der vorigen 

KV-Runde bereits eine gestaff elte 

Infl ationsabgeltung vereinbart. 

Seit 2009 gab es 1.500 Kündigun-

gen. „Das Bodenpersonal hat in den 

vergangenen Jahren bereits große 

Einkommenseinbußen hinnehmen 

müssen – ich sehe keinen Spiel-

raum für weitere Belastungen“, 

meint Junghans.

 

Bei der anstehenden Neuverhand-

lung des Kollektivvertrages setzt 

Junghans auf strukturelle Verände-

rungen durch eine attraktive und 

zeitgemäße Gehaltsstruktur für 

Neueintritte: „Die Gehälter sollen 

zu Beginn der Berufslaufb ahn stär-

ker steigen als bisher – später wird 

die Kurve fl acher. Das entspricht 

der ArbeitnehmerIn
ne

n!

vom Geld
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AUA

der Lebensrealität, denn das meiste 

Geld benötigen junge Leute heute 

in der Phase der Familiengrün-

dung, wenn Auto, Wohnung und 

Hausrat angeschaff t werden müs-

sen.“ Durch gleichmäßige Biennal-

sprünge soll auch die Attraktivität 

für Übertritte von „Altpersonal“ in 

den neuen KV gesteigert werden. 

„Wir wollen ein Arbeitsumfeld bie-

ten, in dem die Menschen gerne 

ihrer Tätigkeit nachgehen und für 

qualitativ hochwertige Arbeit auch 

eine entsprechende fi nanzielle 

Honorierung bekommen“, so der 

Betriebsratsvorsitzende.

Druck aus den KV-Verhand-
lungen nehmen

Die GPA-djp verhandelt schon seit 

November konstruktiv mit der 

Geschäftsführung der AUA über 

einen neuen Kollektivvertrag für 

das nicht-fl iegende Personal. Jung-

hans kann den aktuellen Druck 

nicht nachvollziehen: „Um nachhal-

tige und konzentrierte Verhandlun-

gen zu ermöglichen, wird der beste-

hende KV bis Ende 2013 verlängert. 

Hier sind 70 verschiedene Berufs-

gruppen betroff en, wir arbeiten 

zielorientiert und haben eine gute 

Gesprächsbasis zur Geschäftsfüh-

rung. Medialer Druck ist kontra-

produktiv und bringt höchstens die 

Börsen in Turbulenzen.“ Von dem 

angedrohten Betriebsübergang 

zur AUA-Tochter Tyrolean hält Jung-

hans wenig: „Die Tyrolean allein 

arbeitet nicht günstiger – derzeit 

wird die gemeinsame Infrastruktur 

genutzt.“ 

Standort stärken

Zur Stärkung der AUA hält Junghans 

eine seit langem angekündigte Kapi-

talspritze seitens des Mutter-Kon-

zerns Lufthansa sowie eine durch-

dachte Standortpolitik für notwen-

dig: „Wien-Schwechat kann in der 

jetzigen Dimension nur bestehen, 

wenn die AUA von hier auch gewinn-

bringende Destinationen, beispiels-

weise in Mittel- und Osteuropa 

anfl iegen darf.“ Abgesehen von der 

symbolischen Bedeutung eines gut 

funktionierenden Flugplatzes am 

Rande der Millionenstadt Wien sieht 

Junghans auch die Verantwortung 

bei der Lufthansa, in ihre Töchter zu 

investieren und Standorte langfris-

tig zu festigen.

Wirtschaftsraum 
Wien-Schwechat
Von der aktuellen Krise ist der 

gesamte Wirtschaftsraum Wien-

Schwechat mit seinen jährlich mehr 

als 20 Millionen PassagierInnen 

betroff en. „Ein Aushungern der AUA 

kann unzählige Arbeitsplätze am 

Flughafen und auch in der gesam-

ten Region gefährden. Viele Klein- 

und Mittelbetriebe im Umland 

existieren als Nahversorger, Zuliefe-

rer oder Dienstleister rund um den 

Flughafenbetrieb“, umreißt Man-

fred Biegler, Betriebsratsvorsitzen-

der der Angestellten des Flughafen 

Wiens, die Tragweite des Konfl iktes. 

Biegler hät es für wichtig, dass der 

Standort Wien-Schwechat als Dreh-

kreuz nach Mittel- und Osteuropa 

erhalten bleibt. „Der Flughafen 

funktioniert wie eine Stadt, er ist 

ein wichtiger Umschlagplatz mit 

eigener Infrastruktur, Müllabfuhr 

und verschiedensten Mietern. Am 

Gelände sind Zoll, Exekutive, Spe-

ditionen sowie zahlreiche andere 

Firmen angesiedelt. Allein die bör-

sennotierte Flughafen Wien AG 

beschäftigt rund 4.500 ArbeiterIn-

nen und Angestellte, die mit dem 

operativen Flughafenbetrieb, den 

Bodenabfertigungsdiensten sowie 

den Bereichen Sicherheit und Infra-

struktur befasst sind.

Mindestens 20.000 Menschen sind 

direkt am Flughafen beschäftigt, 

nochmals ebenso viele im Umland, 

wo verstärkt Betriebsansiedelun-

gen stattfi nden. „Eine Schwächung 

des Standortes Schwechat würde 

die wirtschaftliche Entwicklung der 

gesamten Ostregion bremsen“, ist 

Biegler überzeugt. 

Das Bodenpersonal der AUA hat in den vergangenen Jahren bereits große Einkom-
menseinbußen hinnehmen müssen. Trotzdem drohen weitere Sparmaßnahmen.
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„Ein Marsch
 in den Ruin
 sehenden Auges.“
Warum eine wirtschaftliche Katastrophe droht, 
wenn die Vorgaben des EU-Fiskalpaktes umgesetzt 
werden, erklärt Alexandra Strickner, Ökonomin der 
globalisierungskritischen Organisation Attac.  
Von Heike Hausensteiner

KOMPETENZ: Die EU-Regierungs-

chefs, mit Ausnahme Großbritan-

niens und Tschechiens, haben einen 

Fiskalpakt vereinbart. Was bringt 

dieser?

Alexandra Strickner: Das ist ein 

europaweit koordiniertes Sparpa-

ket, mit dem die Schuldenbremse 

und der Sparzwang eingeführt wer-

den, mit dem Ziel, die Staatsschul-

denkrise in den Griff  zu bekommen. 

Es ist ein völkerrechtlicher (inter-

nationaler, Anm.) Vertrag, dessen 

Bestimmungen die Mitgliedsländer 

in ihre nationale Rechtsordnung 

übernehmen müssen. Der Vertrag 

sieht vor, dass das jährliche struktu-

relle (Neu-)Defi zit maximal 0,5 Pro-

zent betragen darf und jene Staa-

ten, die mehr als 60 Prozent des BIP 

Gesamtverschuldung haben, ihren 

aktuellen Gesamtschuldenstand 

jährlich um ein Zwanzigstel verrin-

gern, bis sie die 60 Prozent erreicht 

haben. Der Pakt schränkt also die 

haushaltspolitischen Möglichkei-

ten der Parlamente dieser Länder 

sehr stark ein. Ausgabenkürzun-

gen in allen EU-Ländern werden 

die bereits schwache Wirtschaft 

der EU endgültig in die Rezession 

führen. Nur: In einer Rezession sin-

ken die Einnahmen und steigen die 

Schulden. Der Pakt schaff t also das 

Gegenteil von dem, was man will, 

und ist daher aus wirtschaftspoli-

tischer Sicht katastrophal. Das ist 

ein Marsch in den Ruin sehenden 

Auges.

KOMPETENZ: Der EU-Pakt ist noch 

nicht in Kraft.

Alexandra Strickner: Wenn ihn 12 

der 25 unterzeichnenden Länder, 

also nicht einmal die Hälfte der 

Mitglieder, verabschieden, tritt er 

für diese in Kraft. Der Vertrag steht 

außerhalb des EU-Rechts, das EU-

Parlament ist weder an der Erarbei-

tung noch an der Umsetzung betei-

ligt. Außerdem gibt es keine Aus-

stiegsklausel. Der Fiskalpakt sieht 

auch vor, dass nur jene Länder, die 

ihn ratifi zieren, Hilfsgelder aus dem 

Europäischen Stabilitätsmechanis-

mus („Euro-Schutzschirm“, Anm.) 

erhalten können. 

KOMPETENZ: Warum dann das 

Ganze?

„Ausgabenkürzungen in allen 
EU-Ländern werden die bereits 
schwache Wirtschaft der EU 
endgültig in die Rezession 
führen.“Alexandra Strickner, 
Attac und politische Koordi-
natorin der Plattform "Wege 
aus der Krise", befürchtet das 
Schlimmste, wenn der EU-Fis-
kalpakt umgesetzt wird.
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Europa

Alexandra Strickner: Das ist eine 

gute Frage. Gewisse Gruppen wie 

die großen Wirtschaftsverbände 

sehen im Fiskalpakt die Möglich-

keit, „Reformen“ in ihrem Interesse 

leichter durchzusetzen. Sparpakete 

machen es einfacher, Privatisierun-

gen umzusetzen, auch der Druck, 

den Arbeitsmarkt weiter zu fl exibi-

lisieren, wird höher. Das sieht man 

in Griechenland, das in Europa 

mittlerweile als eine Art Versuchs-

kaninchen gilt: Im öff entlichen und 

privaten Sektor werden die Gehäl-

ter und Pensionen gekürzt, es wird 

privatisiert etc. Volkswirtschaftlich 

machen EU-weite Sparpakete die-

ser Art in einer so eng verfl ochtenen 

Wirtschaft keinen Sinn! Denn wenn 

die Löhne sinken, sinkt auch die 

Nachfrage, weil sich die Menschen 

weniger leisten können. Insofern 

ist es auch nicht nachvoll-

ziehbar, warum Deutsch-

land so sehr diese Politik 

EU-weit durchsetzen will, 

denn damit wird auch die 

Nachfrage nach deutschen 

Produkten sinken.

KOMPETENZ: Der Fiskalpakt schreibt 

Budgetkonsolidierungsziele fest, 

welche Maßnahmen im Detail 

beschlossen werden, ist den Län-

dern jedoch freigestellt.

Alexandra Strickner: Nicht wirklich. 

Der Vertrag beauftragt die EU-Kom-

mission, eine nähere Ausgestaltung 

vorzunehmen.  Sie soll insbeson-

dere Art, Umfang und Zeitrahmen 

der zu ergreifenden Korrekturmaß-

nahmen festlegen. Das Problem 

dabei ist auch, dass man nur auf die 

Budgetdefi zite schaut, nicht aber 

auf z. B. strukturelle Exportüber-

schüsse (von Deutschland z. B.), die 

wachsende ungleiche Verteilung 

von Vermögen oder unregulierte 

Finanzmärkte. Das sind wesentli-

che Ursachen der Krise, und da pas-

siert nichts! Eine gemeinsame Wäh-

rung braucht auch eine gemein-

same Steuer- und Lohnpolitik. 

der Zulauf zu den rechtspopulisti-

schen Parteien. 

KOMPETENZ: Werden die basisde-

mokratischen Bewegungen zuneh-

men, wo sich die Bürger und Bürge-

rinnen wehren?

Alexandra Strickner: Es ist ganz 

dringend notwendig, dass sich 

Gewerkschaften, soziale Bewegun-

gen und globalisierungskritische 

Organisationen gemeinsam für 

alternative Krisenantworten einset-

zen. Es geht nicht nur darum, den 

Fiskalpakt zu verhindern, wir müs-

sen auch für ein anderes Europa 

kämpfen. Daher haben wir gemein-

sam mit den Gewerkschaften und 

einer Reihe von NGOs die Plattform 

„Wege aus der Krise“ gegründet.

KOMPETENZ: Was bedeu-

tet das konkret für die 

Arbeitswelt, drohen mehr 

Streiks?

Alexandra Strickner: In 

Österreich war Streik bis-

her die „ultima ratio“, 

vorher werden alle Verhandlungs-

möglichkeiten ausgeschöpft. Ange-

sichts des Spardrucks wird es aber 

sicher zu einer Verschärfung der 

Arbeitskonfl ikte kommen. Ich bin 

mir sicher, dass auch in Österreich 

die Leute beginnen aufzustehen 

und sagen „es reicht“, wenn Löhne 

nicht erhöht, Dienstleistungen 

gestrichen werden oder es zu wei-

teren Privatisierungen kommt. Es 

geht auch darum, dass wir uns von 

der Politik nicht auseinanderdivi-

dieren lassen. Wir sind alle jeweils 

ArbeitnehmerInnen, BürgerInnen 

und KonsumentInnen, und daher 

müssen wir gemeinsam solidarisch 

handeln.  

Als Österreich noch den Schilling 

hatte, gab es in den neun Bundes-

ländern ja auch nicht neun ver-

schiedene Lohnabschlüsse und 

unterschiedliche Steuersätze. 

KOMPETENZ: Ist aus dem EU-Fis-

kalpakt auch Positives zu erwarten, 

etwa höhere Lohnabschlüsse nach 

Produktivität?

Alexandra Strickner: Das sehe ich 

derzeit überhaupt nicht. Die bis-

herigen Vorgaben der EU-Kommis-

sion bzw. der nationalen Regierun-

gen waren, dass Löhne und Gehäl-

ter gesenkt werden sollen. Das gilt 

nicht nur für Griechenland, das ist 

auch in anderen Ländern wie Rumä-

nien passiert, und Italien geht in die 

gleiche Richtung.

KOMPETENZ: Wie ist zu erklären, 

dass selbst der sozialdemokratische 

Regierungschef Österreichs den 

Pakt öff entlich als positives Ergeb-

nis bewirbt?

Alexandra Strickner: Wenn man 

sich die Entwicklung der Sozialde-

mokratie anschaut, hat Tony Blair 

in Großbritannien mit dem „Drit-

ten Weg“ (Modernisierung der 

Sozialdemokratie, Anm.) die Libe-

ralisierung der Finanzmärkte vor-

angetrieben, und in Deutschland 

wurden unter Gerhard Schröder 

die „Hartz IV“-Reformen (Kürzung 

der staatlichen Sozialleistungen, 

wodurch aber die Sozialausgaben 

noch mehr stiegen, Anm.) beschlos-

sen. Es fehlt eine gemeinsame pro-

gressive Vision, wohin die Reise 

gehen soll. Diese Politik ist schlecht 

für die breite Masse der Menschen, 

die Armutszahlen steigen und auch 

„Wir müssen nicht nur den Fiskalpakt
verhindern, sondern auch 

für ein anderes Europa kämpfen.“ 

Wege aus der Krise

Mehr dazu unter:
www.wege-aus-der-krise.at
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E
inst trat sie als Pianistin vor 

Publikum auf, gab Mozart 

oder Liszt zum Besten, spielte 

auch gerne Richard Clayderman 

und unterrichtete am Konservato-

rium. „Das ist schon länger vorbei“, 

erzählt Anna Markaryan. Sie stammt 

aus dem armenischen Eriwan. Ein 

Klavier hat sie in ihren elf  Jahren in 

Österreich kaum mehr berührt. Mit 

ihren beiden Kindern musste die 

Musikerin fl iehen, lebte in Kärnten 

und verdingte sich als Stubenmäd-

chen am Klopeiner See – ganz legal 

war das nicht. Eine Freundin ver-

mittelte sie als Pfl egekraft für eine 

ältere Dame nach Wien. 

EinfachEinfach normal leben  normal leben 
Nach der Flucht aus Armenien vor elf Jahren 
wartet Anna Markaryan auf ein dauerhaftes 
Aufenthaltsrecht in Österreich. 
Von Christian Resei

Doch Asyl wurde Anna Markaryan 

keines gewährt: „Ich habe ohne 

Papiere gearbeitet.“ Seit  April 2009 

gibt es in Österreich gesetzliche 

Bestimmungen für ein Bleiberecht. 

Kurz gefasst: AusländerInnen, die 

schon lange hier sind, sich nichts 

zuschulden kommen ließen, kann 

aus humanitären Gründen ein dau-

erhaftes Aufenthaltsrecht gewährt 

werden. Anna Markaryan vertraute 

darauf, doch nun wartet sie schon 

zwei Jahre. „Ich will normal leben 

wie ein Mensch, ich will arbeiten 

und eine Wohnung haben.“ Das 

Warten zermürbt sie. Gemeinsam 

mit zwei anderen Frauen lebt Anna 

Markaryan in einem Zimmer des 

Karwan-Hauses für Flüchtlinge, 

das die Caritas Wien in der Wiener 

Josefstadt betreibt. Neun Jahre lang 

war sie nicht versichert, erst durch 

die Caritas hat sie seit vergange-

nem August eine Krankenversiche-

rung. Markaryans Kinder sind jetzt 

erwachsen, der Sohn arbeitet in 

Kärnten, die Tochter lebt in Wien. 

Im Rahmen der Grundversorgung 

bietet das Karwan-Haus 183 Asylwer-

berInnen ein Heim. „Darunter sind 

60 Kinder“, erzählt Leiterin Mirela 

Meric. Sie werden professionell von 

einer Sozialpädagogin unterstützt.  

Auch  kranke Menschen werden 

betreut, das Beschäftigungspro-

jekt „Nachbarschaftshilfe“ soll vor 

Depressionen schützen. Meric: „Wir 

machen Familienberatung, bieten 

Kurse und helfen unseren Bewoh-

nerInnen in sozialrechtlichen Ange-

legenheiten. Wir hoff en auf schnel-

lere Asylverfahren.“ 80 Prozent der 

Karwan-BewohnerInnen warten 

zwischen 5 und 7 Jahren! 

European Umbrella March 2012

Der European Umbrella 
March 2012 wird am 
20. Juni, dem internatio nalen 
Tag des Flüchtlings,
in Belgien, Deutschland, 
Frankreich, Großbritannien, 
Italien, Österreich, der Türkei 

und Tschechien begangen. 
Die Regenschirme, die die Teil-
nehmerInnen dieses Marsches 
tragen, symbolisieren den 
Schutz für Flüchtlinge und Ver-
triebene. 

Mit Ihrer Teilnahme am 
Umbrella March unterstützen 
Sie die Forderung der Asyl-
koordination Österreich nach 
Schutz für Flüchtlinge durch 
die Republik. Dieser Schutz ist 
durch internationale Verträge 
garantiert, die Österreich 
unterzeichnet hat.

Mit 10 Euro können Sie einen 
Schirm sponsern und die 
Asylkoordination Österreich 
unterstützen.
IBAN: 
AT081400001810665749
BIC: BAWAATWW 

Mehr dazu auf 
http://asyl.at/
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KV-Finance: Plus 3,5 Prozent
Engagement und Mobilisierung 
haben sich bezahlt gemacht.

Zahlreiche Verhandlungsrunden 

und ein längerer Arbeitskampf 

brachten Ende März schließlich 

den Kollektivvertragsabschluss für 

die rund 80.000 Beschäftigten des 

Finance-Sektors: Die kollektivver-

traglichen Schemagehälter steigen 

ab 1. April 2012 um 3,1 Prozent plus 

9,50 Euro, maximal jedoch um 150 

Euro. Für die unteren Gehaltsgrup-

pen bedeutet dies eine Erhöhung 

um bis zu 3,7 Prozent. Im Schnitt stei-

gen die Gehälter um 3,5 Prozent.

Die Lehrlingsentschädigungen wer-

den um 3,7 Prozent angehoben und 

es konnte eine Verbesserung bei 

der Anrechung der Karenzzeiten 

erreicht werden. Im Sommer wird 

es Gespräche zur Charta für einen 

verantwortungsvollen Vertrieb von 

Finanzprodukten auf Sozialpartner-

ebene geben.

„Der Abschluss ist ein hart erkämpf-

ter Kompromiss, der vor allem 

den unteren Gehaltsgruppen eine 

Erhöhung deutlich über der durch-

schnittlichen Infl ationsrate des 

Vorjahres bringt“, zeigt sich Ver-

handlungsführer Wolfgang Heinzl 

zufrieden.

Mehr dazu auf www.gpa-djp.at

Medien

Arbeitswelt

BAGS heißt jetzt 
„Sozialwirtschaft Österreich“
Die Berufsvereinigung von Arbeitgebern für Gesundheits- und Sozi-
alberufe (BAGS) als freiwillige Interessenvertretung der österreichi-
schen Sozialwirtschaft benannte sich bei ihrer Generalversammlung 
im April in „SOZIALWIRTSCHAFT ÖSTERREICH – Verband der öster-
reichischen Sozial- und Gesundheitsunternehmen“ um.

Rund 300 Mitglieder mit mehr als 40.000  MitarbeiterInnen sind 
in der „Sozialwirtschaft Österreich –Verband der österreichischen 
Sozial-und Gesundheitsunternehmen“ vereint, vom BAGS-Kollektiv-
vertrag sind insgesamt fast 90.000 Beschäftigte erfasst.
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BABE: Plus 3,5 Prozent

Für die Beschäftigten in pri-
vaten Bildungseinrichtungen 
(BABE-Kollektivvertrag) gibt 
es ab 1. Mai plus 3,5 
Prozent, sowohl auf die Min-
destgrundgehälter als auch 
auf die IST-Gehälter. 

Außerdem einigten sich 
GPA-djp und Arbeitgeber 
auf die Anrechnung von 
Karenzzeiten: Zehn Monate 
der Eltern- und der Hospizka-
renz werden auf die Gehalts-
vorrückung angerechnet. 
„Neben dem wirklich positi-
ven Kollektivvertragsab-
schluss sehe ich die kollektiv-
vertragliche Verankerung der 
Karenzzeiten als einen Mei-
lenstein für die Arbeitneh-
merInnen im Bildungsbe-
reich“, freut sich der Ver-
handlungsleiter der Gewerk-
schaften, Maximilian Jäger. 

Um weitere Verbesserungen 
im Rahmenrecht zu erarbei-
ten, wurden Arbeitsgruppen 
zur Weiterentwicklung des 
Kollektivvertrags beschlos-
sen. Der Kollektivvertrag für 
die rund 8.000 Beschäftig-
ten ist ab 1. Mai 2012 
gültig, die Laufzeit beträgt 
12 Monate.
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Schlecker, eine Pleite ohne Ende
11.000 Mitarbeiterinnen wurden in Deutschland gekündigt, und nun 
sollen jetzt auch noch die übrig gebliebenen Beschäftigten durch Verzicht 
ihr Unternehmen sanieren.  
Von Petra Welzel/APA/Barbara Lavaud

D
ie ganze Nation verschle-

ckert“, sagt die ver.di-

Jugendliche Isabel Hau-

schild in ihrem Aufruf zum 1. Mai. 

Was das heißt, lässt sich am Unter-

nehmen Schlecker nicht erst seit ein 

paar Monaten, sondern bereits seit 

vielen Jahren beobachten. Angefan-

gen vom Lohnbetrug, wegen dem 

Anton Schlecker, der Gründer des 

Unternehmens, rechtmäßig verur-

teilt wurde, über die Drangsalie-

rung von BetriebsrätInnen, man-

gelnde Sicherheitsvorkehrungen 

für die Tausenden von Ein-Frau-Fili-

alen bis zu dem Versuch, die Löhne 

über eine eigene Leiharbeitsfi rma 

zu drücken. Und schließlich bis zur 

Pleite der Drogeriekette mit der 

Entlassung von 11.000 Mitarbei-

terinnen. Schlecker steht für eine 

Unternehmenskultur, die nur noch 

dem eigenen Profi t huldigt. 

Die deutsche Gewerkschaft ver.di 

führt derzeit schwierige Verhand-

lungen über einen Sanierungstarif-

vertrag (Kollektivvertrag, Anm.) für 

die Schlecker-Rettung. Nach Filial-

schließungen und Tausenden Kün-

digungen arbeiten nur noch 13.500 

MitarbeiterInnen bei der insolven-

ten Drogeriekette. Auf beiden Sei-

ten geht es bei den Sanierungsge-

sprächen um sehr viel. Bei Redakti-

onsschluss gab es noch kein Ergeb-

nis, die Verhandlungen wurden 

am 20. April noch ohne konkretes 

Ergebnis vertagt.

ver.di will zunächst Zahlen und Fak-

ten bekommen, ob die Vorschläge 

„Die 30.000 Frauen-Arbeitsplätze sind für das Land genauso wichtig wie Männer-Jobs in der 
Autoindustrie“, sagen Schlecker-BetriebsrätInnen und ver.dianer.  
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Deutschland

der Insolvenzverwaltung über-

haupt geeignet sind für eine Sanie-

rung und die Sicherung der Arbeits-

plätze. Knackpunkt der Gespräche: 

Die Insolvenzverwaltung fordert 

harte Einschnitte in die Löhne der 

verbliebenen Schlecker-Beschäftig-

ten, um das Unternehmen sanie-

ren zu können. Ginge es nach der 

Insolvenzverwaltung, soll die Beleg-

schaft 15 Prozent (!) weniger Lohn 

hinnehmen. 

Sanierungsmaßnahmen

ver.di ist durchaus zu Sanierungs-

maßnahmen bereit, allerdings nicht 

zu allen Bedingungen. „Die Forde-

rung des Insolvenzverwalters über-

schreitet für die Schlecker-Kolle-

ginnen jedes erträgliche Maß, weil 

viele von ihnen schon heute eher 

schlecht als recht über die 

Runden kommen“, kriti-

siert Stefanie Nutzenber-

ger, im ver.di-Bundesvor-

stand zuständig für den 

Handel. „Wir setzen ent-

schieden auf den Fortbe-

stand des Unternehmens 

als Ganzes und damit auf 

den Erhalt der Arbeitsplätze“, so 

Nutzenberger. 

Die Beschäftigungssicherung ist das 

oberste Gebot, ver.di fordert aber 

auch entschieden Transparenz: ver.

di und die Schlecker-Beschäftigten 

müssen alle nötigen Informationen 

über die aktuelle wirtschaftliche 

Lage des Unternehmens bekom-

men. Informationen über ein nach-

vollziehbares Führungskonzept für 

Schlecker müssten vorgelegt wer-

den, ebenso zu möglichen Käufern. 

In der Öff entlichkeit kursieren ver-

schiedene Zahlen und Namen über 

Anbieter, die den angeschlagenen 

Drogisten übernehmen wollen. 

Einer davon, der tschechische Inves-

tor Penta, ist bereits offi  ziell abge-

sprungen.

Abwärtsspirale

Klar ist: Die Schlecker-Insolvenz ist 

nicht vom Himmel gefallen. Seit fünf 

Jahren ist das Unternehmen auf der 

schiefen Bahn, die Verluste haben in 

den vergangenen Jahren den drei-

stelligen Millionenbereich erreicht. 

2004 hatte die Firma den Höhe-

punkt ihrer Expansion, mit 10.600 

Filialen allein in Deutschland. Das 

Konzept der engen „Rumpelbuden“ 

in schlechter Lage funktionierte 

aber nicht mehr. Die Gewerkschaft 

ver.di prangerte Missstände an, der 

Ruf des Unternehmens litt. Waren 

wurden nicht nach Bedarf in die 

Läden geliefert, die Kunden gingen 

lieber zu den Mitbewerbern. Das 

Unternehmen befand sich in einer 

Abwärtsspirale.

Schließlich wurden im Zuge der 

Schlecker-Pleite Ende März mehr 

als 11.000 Beschäftigte gekündigt, 

nachdem eine Auff anggesellschaft 

für diese gescheitert war. 

Hunderte dieser früheren Schle-

cker-Beschäftigten haben darauf-

hin Kündigungsklagen gegen die 

insolvente Drogeriekette einge-

reicht. Deutschlandweit gingen 

rund 450 Klagen bei Arbeitsgerich-

ten ein, die meisten davon in Ber-

lin, Baden-Württemberg und Nord-

rhein-Westfalen. Die Gerichte rech-

nen mit noch mehr Klagen. Für die 

Schlecker-Rettung befürchtet der 

Insolvenzverwalter, dass Klagen 

potenzielle Investoren abschrecken 

könnten. 

Frauen-Jobs

Wie auch immer das Fortführungs-

konzept für Schlecker Deutschland 

aussehen wird, es werden wohl 

deutlich weniger Filialen und weni-

ger Beschäftigte sein. Gemeinsam 

mit vielen Kunden/-innen 

fordern die Schlecker-

Beschäftigten nun auch 

Unterstützung seitens der 

Politik. „Die 30.000 Frauen-

Arbeitsplätze sind für das 

Land genauso wichtig wie 

Männer-Jobs in der Auto-

industrie“, sagen Betriebs-

rätInnen und ver.dianer. 

Für die 11.000 Gekündigten fehlen 

unterdessen noch immer vergleich-

bare Arbeitsplätze. Die Drogerie-

marktkette dm macht nun vorsich-

tig Hoff nung auf neue Jobs, denn 

der frühere Konkurrent sucht für 

geplante Neueröff nungen Mitar-

beiterInnen. Schlecker-Filialen über-

nehmen werde dm freilich nicht, 

diese sind zu klein und entsprechen 

nicht dem Unternehmenskonzept.

Vor allem in ländlichen Regionen ist 

es schwer für die Schlecker-Gekün-

digten, eine angemessene neue 

Tätigkeit zu fi nden. Und dort, wo es 

freie Arbeitsplätze gibt, bieten viele 

Arbeitgeber diese nicht in Vollzeit, 

sondern nur in Teilzeit und schlecht 

bezahlt an.  

Schlecker steht für eine 
Unternehmenskultur, die nur noch dem 

eigenen Profi t huldigt.

Schlecker Österreich

In Österreich beschäf-
tigt die Drogeriemarktkette 
rund 3.000 MitarbeiterIn-
nen in 930 Filialen. Schle-
cker Österreich befi ndet sich 
nicht in Insolvenz. Mehr über 
die Situation von Schlecker 
Österreich erfahren Sie vom 
GPA-djp-BeraterInnennetz-
werk auf www.gpa-djp.at 
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EngagementEngagement ohne Stechuhr ohne Stechuhr
Soziale Erfolge und engagierte Mitglieder lohnen die 
zeitintensive Arbeit von Betriebsrat Wolfgang Pischinger.
Von Christian Resei

E
s liegt in der Familie. „Ich 

habe gesehen, dass es erstre-

benswert ist, sich für die 

Anliegen der KollegInnen einzu-

setzen“, erklärt Wolfgang Pischin-

ger. Bereits sein Vater war Betriebs-

rat in einer Versicherung und als 

der Sohn gefragt wurde, musste 

er nicht lange überlegen. Seit 1993 

wirkt der Linzer im Betriebsrat der 

Oberbank, 1998 wurde er Betriebs-

ratsvorsitzender in der Zentrale Linz 

und seit 2001 ist Pischinger Zent-

ralbetriebsratsvorsitzender. „Wir 

sind eine Regionalbank, die Wege 

zur Geschäftsleitung sind kurz. Wir 

sind unabhängig, selbstständig 

und haben keinen Mehrheitseigen-

tümer, der das Sagen hat.“ 

Mehr Arbeit, mehr Druck

Mit jahrelangem nachhaltigem 

Wachstum steht die Bank – 150 

Zweigstellen in fünf Ländern – heute 

sehr gut da. Trotzdem hat sich der 

Druck auf die MitarbeiterInnen in 

den vergangenen Jahren erhöht, die 

Arbeitsinhalte haben sich im Ver-

gleich zu früher extrem verdichtet: 

„Das hat aber schon vor der Finanz- 

und Wirtschaftskrise begonnen", 

weiß Wolfgang Pischinger. Zufrie-

den ist der Zentralbetriebsratsvor-

sitzende mit dem hohen Niveau der 

Sozialleistungen, die von günstigen 

Ferienmöglichkeiten bis zur Mitar-

beiter-Beteili-

gung reichen. 

Von den zahl-

reichen laufen-

den Projekten 

betont er zwei 

ganz besonders: 

„Aktie Gesund-

heit" und „Zukunft Frau 2020“. 

Die Aufgaben eines Betriebsrates 

sind sehr vielfältig. Sie reichen von 

Vieraugengesprächen mit Mitar-

beiterInnen bis zur Mitwirkung im 

Aufsichtsrat. „Viele wollen sich vor 

allem auch aussprechen. Das ist kein 

8-bis-17-Uhr-Job, ich hebe das Tele-

fon auch am Abend und an Wochen-

enden ab.“  Engagement ohne 

Stechuhr betreibt Pischinger auch 

in der GPA-djp: Er ist erster Stell-

vertreter des GPA-djp-Vorsitzenden 

Wolfgang Katzian. Ebenso gehört 

er zum Spitzenverhandlungsteam 

für die Finance-KV-Verhandlungen, 

und er ist Vorsitzender der Frak-

tion Christlicher GewerkschafterIn-

nen in der GPA-djp. „Wir haben für 

unsere KollegInnen ähnliche Ziele 

wie die Sozi-

aldemokra-

ten, aber der 

Weg dahin ist 

anders. Wir 

wollen alle 

zum Gipfel, 

nehmen aber 

einen anderen Weg dorthin.“ Dass 

die Gewerkschaft eine Organisation 

ihre Mitglieder ist, davon ist Pischin-

ger mehr als überzeugt. In den letz-

ten zehn Jahren hat er über 400 

selbst geworben: „Man muss die 

Menschen anreden, denn von allein 

sind keine fünf Leute gekommen. 

Ob BetriebsrätInnen, die keine Mit-

glieder bringen, auch in den höchs-

ten Gremien der Gewerkschaft ver-

treten sein sollen, muss hinterfragt 

werden.“ 

Ein Betriebsrat muss die 
Menschen anreden, von 
allein kommen wenige.

Wolfgang Pischinger, ZBR-
Vorsitzender Oberbank: 
„Das ist kein 8-bis-17-Uhr-
Job, ich hebe das Telefon 
auch am Abend und an 
Wochenenden ab.“ 
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Es geht um Respekt und dieEs geht um Respekt und die
gemeinsame Augenhöhegemeinsame Augenhöhe
GPA-djp-Vizechef Karl Proyer über die aktuellen
Herausforderungen bei den Lohn- und Gehalts-
verhandlungen im Frühjahr.
Das Interview führte Martin Panholzer

KOMPETENZ: Der KV-Abschluss 

der Metallindustrie im vergange-

nen Herbst war nur mit massiven 

Kampfmaßnahmen der Gewerk-

schaften möglich. Müssen wir uns 

jetzt auf härtere Zeiten einstellen?

Karl Proyer: Wir machen die Akti-

onen nicht als Selbstzweck. Wir 

haben in sehr vielen Branchen, 

nicht nur in der Industrie, bewiesen, 

dass wir, wenn es darauf ankommt, 

kampfb ereit und durchsetzungs-

fähig sind. Der gute Abschluss in 

der Elektroindustrie Ende März, der 

ohne Aktionen zustande kam, hat 

gezeigt, dass der Verhandlungsver-

lauf  immer auch von der Bereit-

schaft der Gegenseite abhängt, 

auf unsere Argumente einzugehen 

und die entsprechende Augenhöhe 

zu wahren.

KOMPETENZ: In fast allen Branchen 

gehen die Arbeitgeber mit extrem 

niedrigen Angeboten in die Ver-

handlungen.

Karl Proyer: Ich kann die Wirtschafts-

seite nur warnen, die Sparhyste-

rie auf die Ebene der Lohn- und 

Gehaltsverhandlungen zu projizie-

ren. Gerade Unternehmer aus dem 

Bereich der Sachgüterproduktion 

müssten wissen, wie fatal sich über-

triebenes Sparen auf die Produktion 

auswirkt. Wenn neben den öff entli-

chen Haushalten auch noch die Pri-

vaten zu sparen beginnen, setzt das 

eine gefährliche Abwärtsspirale in 

Freie JournalistInnen

Elektro- und 
Elektronikindustrie

Textilindustrie
 

Laufende Verhandlungen
 

 
47.000 Beschäftigte
gültig ab 1. Mai 2012
KV- und Ist-Gehälter steigen 
zwischen 4,5 und 3,8 %

8.800 Beschäftigte
IST-Gehälter steigen 
zwischen 4,0 und 3,3 %
KV-Gehälter steigen
um 3,75 % 
gültig ab 1. April 2012

Noch keinen Abschluss gab 
es bei Redaktionsschluss in 
der chemischen Industrie 
(43.000 Beschäftigte), der 
Papierindustrie (7.500 
Beschäftigte)  und der Glas-
industrie (8.600 Beschäftigte) 
– die aktuellen Verhandlungs-
stände entnehmen sie unserer 
Website 
www.gpa-djp.at/
kollektivvertrag

Gang. Da kann ich 

nur sagen: Hände 

weg vom Geld der 

ArbeitnehmerIn-

nen!

KOMPETENZ: Die Unternehmen 

argumentieren mit verschärften 

Wettbewerbsbedingungen.

Karl Proyer: Dieses Argument hören 

wir seit es Lohnverhandlungen gibt. 

Wir halten uns an die Fakten. Die 

wirtschaftlichen Rahmenbedingun-

gen z. B. in der Sachgüterproduktion 

sind derzeit alles andere als schlecht, 

und wir sehen überhaupt keinen 

Grund, von den bisher bewährten 

Eckdaten als Basis für seriöse Ver-

handlungen abzugehen. 

KOMPETENZ: Das gilt wohl auch für 

die Verhandlungen im Herbst. 

Karl Proyer: Genau so ist es. Und 

wenn manche Exponenten in der 

Metallindustrie meinen, sie können 

sich aus den bewährten sozialpart-

nerschaftlichen Strukturen verab-

schieden, so kann ich nur empfeh-

len, die Gesamtverantwortung für 

das erfolgreiche Modell der österrei-

chischen Lohn- und Gehaltsfi ndung 

wahrzunehmen. Wir stehen für 

Kontinuität und Berechenbarkeit, 

die auch den Arbeitgebern große 

Vorteile gebracht haben. Das funk-

tioniert aber nur unter den Prinzi-

pien von Respekt und gemeinsamer 

Augenhöhe der Sozialpartner.  

Karl Proyer, stv. Bundes-
geschäftsführer GPA-djp

der ArbeitnehmerIn
ne

n!

vom Geld
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Enormer Bedarf 
an Aus- und Weiterbildung

I
n Oberösterreich wird 2016 nur 

noch etwa jeder zehnte Arbeits-

platz auf Hilfsarbeitskräfte ent-

fallen – durch den Strukturwandel 

fallen entweder Jobs für Geringqua-

lifi zierte ganz weg oder entwickeln 

sich zu Arbeitsplätzen mit deutlich 

höheren Qualifi kationsanforde-

rungen. 

Der Strukturwandel in Richtung 

Dienstleistungsgesellschaft geht 

auch an Oberösterreich nicht spur-

los vorüber, aber die Sachgüterpro-

duktion bleibt auch weiterhin ein 

zentrales Standbein der oberöster-

reichischen Wirtschaft. Ein Teil die-

ser vermeintlichen Beschäftigungs-

rückgänge des Sachgüterbereichs 

wandert in Wahrheit statistisch in 

den Dienstleistungsbereich und zur 

Leiharbeit.

Mit einem Zuwachs von 35.100 

Arbeitsplätzen ist das Beschäfti-

gungswachstum im gesamten 

Dienstleistungssektor überdurch-

schnittlich (+1,5 Prozent jährlich). 

Ein Beschäftigungszuwachs ist mit 

zusätzlichen 11.100 Arbeitsplätzen 

bis 2016 im Gesundheits- und Sozi-

alwesen zu erwarten. Der Bedarf 

ist aufgrund der demografi schen 

Alterung der Gesellschaft sicher, ob 

die Arbeitsplätze tatsächlich in die-

sem Umfang geschaff en werden, 

hängt von der Finanzierung durch 

die öff entliche Hand ab. Mit einem 

Anstieg der Beschäftigung um 

jeweils 3.800 Personen liegen zwei 

weitere Dienstleistungsbranchen 

im Ranking der Arbeitsplatzverän-

derungen ganz vorne: der Einzel-

handel sowie der Bereich Erziehung 

und Unterricht. 

 

Anforderungen an
das Bildungssystem
Sowohl die Verschiebungen zwi-

schen den Branchen hin zum 

Dienstleistungssektor als auch die 

steigenden Anforderungen inner-

halb der einzelnen Branchen ver-

stärken den Trend hin zu höher 

qualifi zierten Berufen. „Nicht nur 

im Interesse der einzelnen Jugend-

lichen, sondern auch aufgrund der 

demografi schen Entwicklung müs-

sen wir möglichst vielen Jugendli-

chen eine gute, zukunftsorientierte 

schulische bzw. berufl iche Ausbil-

dung ermöglichen“, so AK-Präsident 

Johann Kalliauer. „Ebenso wichtig 

ist die laufende Aktualisierung der 

Qualifi kation der Beschäftigten, im 

Besonderen sind Weiterbildungs-

angebote zum Nachholen eines 

Lehrabschlusses oder einer schuli-

schen Ausbildung eine wesentliche 

Voraussetzung für künftige Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer.“

„Um das enorme quantitative und 

qualitative Arbeitskräftepotenzial 

der Frauen besser zu nutzen, brau-

chen wir ein attraktives Gesamt-

paket: Das beginnt bei einem ent-

sprechenden Kinderbetreuungsan-

gebot, das Beruf und Familie wirk-

lich vereinbar macht, beinhaltet ein 

wesentlich attraktiveres Angebot 

des öff entlichen Verkehrs, um die 

regionale Mobilität der Frauen zu 

erhöhen und endet bei den Lohn-, 

Gehalts-, Arbeits- und Arbeitszeit-

bedingungen in den Betrieben“, 

betont Andreas Stangl, GPA-djp-

Regionalgeschäftsführer Oberös-

terreich.  

Beschäftigungszuwächse werden in OÖ 
bei Jobs mit Maturaniveau und akademi-
scher Ausbildung zu verzeichnen sein. 
Von Andrea Heimberger

AK-Präsident Johann Kalliauer fordert eine zukunfts-
orientierte schulische und berufl iche Ausbildung für 
die Jugendlichen in Oberösterreich.
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Service

Wie fl exibel Menschen agieren kön-

nen, hängt daher entscheidend von 

den Rahmenbedingungen ab. Öko-

nomisch erzwungene Flexibilität 

ist keine unausweichliche Folge von 

Globalisierung, sondern ein Resul-

tat gesellschaftlicher Verhältnisse. 

Wenn Flexibilität sozial abgesichert 

wird, können dadurch unterschiedli-

che Optionen entstehen, aus denen 

ArbeitnehmerInnen wählen können: 

die Beschäftigung zu wechseln, sich 

weiterzubilden, umzuschulen oder 

selbstständig zu machen. 

Broschürenbestellung: 

grundlagen@gpa-djp.at oder 

downloaden www.gpa-djp.at/

wirtschaftund soziales 

Neuaufl age: Broschüre 
„Flexicurity“
Flexibilität und soziale Absicherung

KV-Suche im Internet

Ihren Kollektivvertrag und 
alle Informationen dazu 
fi nden Sie auf www.gpa-djp.
at/kollektivvertrag. Eine spe-
zielle Suchfunktion hilft Ihnen 
bei der Suche nach Ihrem 
KV!  Für eingeloggte GPA-
djp-Mitglieder wird der Kol-
lektivvertrag zum Downloa-
den und Ausdrucken ange-
zeigt, (Noch-)Nicht-Mitglie-
der können sich per Ansichts-
exemplar einen Überblick 
über die Dienstordnung ver-
schaffen.

Wenn Sie noch Fragen 
zu Ihrem Kollektivvertrag 
haben, wenden Sie sich an 
unser Servicecenter oder an 
die Regionalgeschäftsstellen: 
Tel.: 05 03 01-301

Gewinnspiel 3 CDs
Stubnblues „Ois Offn“

„am aufang 
is ois imma 
offn ...“ – 
mit dieser 
Zeile von 
Ernst Molden 
beginnt die 
neue Live-CD 
von Willi 

Resetarits und seinem Stubn-
blues:  hameau – ein fast 
schon hymnisch groovender, 
wehmütiger Prolog zu einem 
knapp 1-stündigen Konzert-
Erlebnis.

Die KOMPETENZ verlost drei 
CDs (Kennwort: Stubnblues) 
Teilnahmebedingungen
und Einsendeschluss: 
siehe Seite 30

Wenn von den Beschäftigten immer 

mehr Flexibilität verlangt wird, 

bedarf das begleitender Änderun-

gen in den Systemen sozialer Siche-

rung. Flexicurity wird mittlerweile 

oft als DIE sozial verträgliche Ant-

wort auf die Herausforderungen der 

Zukunft gesehen. In den vergange-

nen Jahren hat sich einiges in Rich-

tung mehr Flexibilität verschoben, 

z. B. durch die Abfertigung Neu und 

die Auslagerung von Betriebspen-

sionen in Pensionskassen.  Bei der 

sozialen Absicherung ist die weit-

gehende sozialrechtliche Gleichstel-

lung freier DienstnehmerInnen seit 

2008 ein großer Fortschritt, ebenso 

die verbesserten Voraussetzungen 

für die Bildungskarenz. 

Gewinnspiel KV-Zitrone Reisebüros

Bei der Verleihung der ersten Kollektivvertragszitrone 2012 an die 
Arbeitgeber der Reisebürobranche veranstaltete die GPA-djp zusam-
men mit der Informationskampagne auch ein Gewinnspiel mit attrak-
tiven Preisen. Mit den originellsten Antworten auf die Frage: „Warum 
verweigern die Arbeitgeber ihren Beschäftigten eine faire Gehaltser-
höhung?“ konnten ein iPhone 4S, ein Amazon Kindle eReader, Wifi - 
und Büchergutscheine von Thalia gewonnen werden.

Gewonnen haben Helene Perlini aus Wien, Walter Zethofer aus NÖ 
und Dora Skamperls aus Wien. Wir gratulieren!

Best practise, 
Modetrend oder Zukunftskonzept?

Flexicurity
- kritisch betrachtet

NEUAUFLAGE 2012
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Ein Haus für die Menschlichkeit
Die WBV-GPA errichtet gemeinsam mit der ARGE Wien 
eine Betreuungseinrichtung für ehemals obdachlose 
Menschen im 10. Wiener Gemeindebezirk.
Von Michael Gehbauer

A
m 3. Februar 2012 fand der 

Spatenstich für das Projekt 

Wien 10, Siccardsburggasse 

80 statt. Die WBV-GPA (Wohn-

bauvereinigung für Privatange-

stellte gemeinnützige Gesellschaft 

mbH) errichtet an diesem Standort 

gemeinsam mit der ARGE Wien eine 

voraussichtlich vom Verein Fonds 

Soziales Wien geförderte Betreu-

ungseinrichtung für ehemals 

obdachlose Menschen.

Die WBV-GPA besaß das o. a. Grund-

stück schon seit längerem.  Eine zün-

dende Projektidee fehlte jedoch bis-

lang. Das geplante Objekt ließ eine 

Nutzung mit etwa 660 m2 Nutz-

fl äche zu. Doch ein Wohnhaus mit 

wenigen Wohneinheiten erschien 

wirtschaftlich nicht realisierbar. 

So ergab es sich, dass Vertreter 

der WBV-GPA und der ARGE Wien 

zusammentrafen und gemeinsam 

feststellten, dass dieses Haus für 

eine soziale Einrichtung besonders 

gut geeignet ist.  So ging man an die 

Planung und entwickelte gemein-

sam mit Architektin Patricia Zacek 

ein Wohnhaus mit 20 Kleinwoh-

nungen, einer Waschküche, einem 

Gemeinschaftsraum, einem Büro 

und einem Gemeinschaftsgarten.

Bedürfnisorientierte 
Sozialarbeit

Das ist genau jene Größenord-

nung, die die ARGE Wien als ver-

tretbare Größe erachtet. Sie ver-

Die Ehrengäste beim gemeinsamen Spatenstich für eine Betreuungseinrichtung der ARGE Wien.

tritt ein Betreuungskonzept, das 

den BewohnerInnen möglichst viel 

Eigenverantwortung abverlangt 

und nur dort Hilfe anbietet, wo 

diese auch wirklich benötigt wird.

Leitbild der ARGE Wien

Die ARGE Wien ist die älteste 

gemeinnützige Organisation

Wiens, die keine der üblichen 

Anpassungsleistungen von woh-

nungslosen HausbewohnerIn-

nen verlangt. Sie gibt ihren Mie-

terInnen auch mehr als nur ein 

Dach über den Kopf: die Freiheit 

und den Schutz der eigenen vier 

Wände, die Wahl zwischen Rück-

zug und Gemeinschaftsleben. Sie 

begleitet und betreut all jene, die 

Fo
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Bezahlte Anzeige

ein eigenständiges Wohnen allein 

nicht mehr bewältigen, nach Mög-

lichkeit bis an ihr Lebensende (mehr 

dazu auf der Website ARGE Wien: 

www.arge-wien.at).

ARGE Nichtsesshaftenhilfe

Die ARGE Wien betreibt auch die 

ARGE Nichtsesshaftenhilfe, ein 

bekanntes Arbeitsprojekt für Lang-

zeitarbeitslose, das Wohnungs-

räumungen und Übersiedelungen 

durchführt. Die ARGE Wien und die 

WBV-GPA verbindet die Tatsache, 

dass diese Initiative auf die Ideen 

der „Aktiven Arbeitsmarktpolitik“ 

des Sozialministers und damaligen 

Vorsitzenden der GPA Alfred Dallin-

ger (1926–1989) zurückgeht.

Spatenstich bei minus 13 Grad

Bei klirrender Kälte fanden sich der 

Favoritner Bezirksvorsteherin-Stell-

vertreter Josef Kaindl,  Präsident des 

Vereines der ARGE Wien Franz Sed-

lak, GF der ARGE Wien Heinz Tau-

ber, GF und Mitarbeiter der WBV-

GPA,  Vertreter des Architekturbü-

ros Zacek, der Fachplaner und der 

ausführenden Baufi rma DYWIDAG 

ein. Eine Gruppe von ca. 25 Perso-

nen fror wie die „Schneider“ und 

lauschte den Ausführungen der 

Festredner.

Josef Kaindl wies auf die enorme 

Bedeutung derartiger Projekte hin 

und stellte fest, dass ein Mangel 

an wirklich „günstigen Wohnun-

gen“ bestehe. Gäbe es mehr „preis-

werte Wohnungen“ würden auch 

weniger Menschen delogiert und 

von Wohnungslosigkeit betroff en. 

Gerade solche Projekte verhindern 

Wohnungsverlust und sichern Men-

schen dauerhaftes Wohnen.

Präsident Franz Sedlak berichtete 

von den Anfängen der ARGE Wien 

und den Erfahrungen, die der Verein 

in der Arbeit mit ehemals obdach-

losen Menschen gewonnen hat. 

FREIE WOHNUNGEN

Bestehende Objekte:
•  2640 Gloggnitz,

1-Zimmer-Wohnungen
mit ca. 35 m2 frei

•  8761 Pöls, 
Andreas-Rein-Gasse 10–18
Burgogasse 12–16, 
2- bis 5-Zimmer-Wohnungen

•  8605 Kapfenberg,
1-Zimmer-Wohnungen
ca. 33 m2

Geschäftslokale/Büro:
•  1220 Wien,

Süßenbrunnerstraße 60, 
Geschäft ca. 167 m2  

•  8605 Kapfenberg, 
Wienerstraße 56–58, 
Geschäft ca. 130 m2

Wohnungsberatung

Wohnbauvereinigung 
für Privatangestellte
WBV-GPA-Wohnungs  -
service – Gassenlokal

1010 Wien
Werdertorgasse 9
Tel.: 01/533 34 14

Internet: www.wbv-gpa.at
E-Mail: wohnungsservice@
wbv-gpa.at

Infos

ARGE Nichtsesshaftenhilfe
1160 Wien 
Lorenz-Mandl-Gasse 31–35
Tel.: 01/493 90 49

Fonds soziales Wien – 
Beratungszentrum 
Wohnungslosenhilfe
1080 Wien, 
Lederergasse 25
Mo–Fr: 8–15 Uhr
Tel.: 01/40 00-6 64 30
beratungszentrum@fsw.at

Diese Menschen brauchen zwar 

auch Betreuung, aber vor allem ein 

„leistbares Dach über dem Kopf“. 

Das Projekt Siccardsburggasse wird 

nicht nur ein weiteres „Musterpro-

jekt“ der ARGE Wien, sondern spie-

gelt auch die  neue Politik der „Stadt 

Wien“ im Umgang mit diesem sozi-

alpolitischen Thema wider. Bei hei-

ßem Tee, Würsteln und Gulasch 

feierte die kleine Runde den Anlass 

gebührend. Länger als 1,5 Stunden 

hielt es jedoch kaum jemand bei 

den gemessenen –15 Grad Celsius 

aus. Ein Anlass mehr, an die Men-

schen zu denken, die bei diesen 

Witterungsbedingungen auf Her-

bergssuche gehen müssen.

Fertigstellung Ende 2012

Die Bauzeit für dieses Projekt wird 

übrigens nur zehn Monate betra-

gen, sodass mit der Fertigstellung 

schon vor dem nächsten Winter 

gerechnet werden kann. Da werden 

dann 20 weitere Wohnplätze für 

ehemals obdachlose Menschen zur 

Verfügung stehen.

Die Finanzierung des Projektes 

erfolgt durch die gemeinnützige 

Privatstiftung PRO SANDLER, Eigen-

mittel der WBV-GPA und ein Hypo-

thekardarlehen der BAWAG PSK.

Eine Kleinwohnung hat ca. 20 m2 

und verfügt über Bad, WC und 

einen Wohn-Schlafraum mit Koch-

nische. Die Aufnahme erfolgt aus-

schließlich über das Beratungszen-

trum Wohnungslosenhilfe (siehe 

Infoblock). Die KlientInnen sollen 

selbst aus den Mitteln der Mindest-

sicherung für den Wohnungsauf-

wand aufk ommen können.

Die WBV-GPA setzt mit diesem Pro-

jekt ihre langjährige Tradition der 

Zusammenarbeit mit sozialen Insti-

tutionen fort und ist stolz, gemein-

sam mit ihrem Partner, der ARGE 

Wien, dieses Projekt umsetzen zu 

können.  
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Armstark 

Nichts ist in der heutigen Zeit

so wichtig, wie den Ausgleich 

zum Berufsleben zu fi nden.

Mit Whirlpools, Swim-Spas

und Infrarotkabinen von 

Armstark sorgen Sie für Ihre 

Gesundheit und können sich 

Ihre eigene Wohlfühloase 

schaff en.

GPA-djp-Mitglieder erhalten 

bei Vorlage der CARD einen 

Rabatt von –18 % auf Whirl-

pools, Swim-Spas und Infra-

rotkabinen (ausgenommen 

Swim-Spas „Basic“, Infrarotka-

binen „Infrasun“ und „Kom-

fort“, Aktionsprodukte und 

bereits rabattierte Ware).

Armstark GmbH

St. Florian/Schärding

Niederlassungen in Graz, 

Marchtrenk, Wien und Wörgl

www.armstark.com

eni VIP-Card

Seit Anfang des Jahres sind 

zahlreiche GPA-djp-Mitglieder 

im Besitz der eni VIP-Card und 

erhalten an den österreichi-

schen Agip und eni Service-

Stationen: 

•  2,5 Cent/Liter Ermäßigung 

auf Treibstoff 

•  15 % Ermäßigung auf die 

hochwertigen Schmierstoff e

•  10 % Ermäßigung auf die 

pfl egenden Wäschen aus 

dem CarWash-Angebot

Wollen auch Sie an der Tank-

stelle bares Geld sparen – 

über 300-mal in Österreich?

Bestellen Sie Ihre persönliche 

eni VIP-Card online unter 

www.gpa-djp.at/card 

oder fordern Sie das Bestell-

formular telefonisch an: 

Tel.: 05 03 01-301

Einkaufsvorteile
Durch Ihre GPA-djp-Mitgliedschaft 
profi tieren Sie von diversen Einkaufs-/
Preisvorteilen! Entweder mit Ihrer 
GPA-djp-CARD oder mit Ihrer 
persönlichen eni VIP-Card.

ASTRO

ASTRO bietet Top-Aktuelles 

aus den Bereichen Mode & 

Jeans, Wäsche & Strumpfwa-

ren sowie Sport- & Freizeitbe-

kleidung für die ganze Fami-

lie, ebenso wie Trendiges zum 

Spielen und Lernen und Mon-

dänes für Heim & Haushalt. 

Bei Vorlage Ihrer CARD sparen 

Sie beim Kauf der Markenarti-

kel bis zu –20 % . 

ASTRO 7x in Österreich:

•  1030 Wien

•  2103 Langenzersdorf

•  2130 Mistelbach

•  2331 Vösendorf

•  2700 Wr. Neustadt

•  3500 Krems

•  7501 Unterwart

Infos unter: www.astro.co.at

oder Herr Strandl unter

Tel.: 0664/451 70 82

©
 A

str
o

©
 A

rm
sta

rk

©
 e

ni

©
 a

ur
em

ar
, F

ot
ol

ia
.c

om



29KOMPETENZKOMPETENZMai 2012

NKD

Als trendorientierter Textildis-

counter ist der Anspruch von 

NKD hoch, die Preise dafür 

aber niedrig.

Mit den neuesten Modetrends 

und angesagten Accessoires 

für zu Hause verschönert NKD 

den Kunden/-innen den Alltag. 

Auch wer auf günstige Preise 

achtet, kann qualitativ hervor-

ragende Produkte erwarten. 

Mitglieder der GPA-djp erhal-

ten gegen Vorlage der GPA-djp- 

CARD als Vergünstigung einen 

Sofortrabatt in Höhe von 5 %. 

Dieser Rabatt gilt immer auf 

das gesamte Sortiment.

In allen NKD-Filialen öster-

reichweit.

Besuchen Sie die Homepage 

mit Filialensuche:

www.nkd.com

Nähere Infos

zu diesen und vielen anderen CARD-Vorteils-

angeboten fi nden Sie unter: www.gpa-djp.at/card 

Hier können Sie auch den CARD-Newsletter abonnieren und 

erhalten monatlich per E-Mail aktuelle CARD-Infos.

Steht Ihnen kein Internetzugang zur Verfügung, senden wir Ihnen 

gerne die CARD-Broschüre zu. Bestellungen: Tel.-Nr.: 05 03 01-301, 

E-Mail: service@gpa-djp.at

TOTAL FIRE-STOP

Der Hersteller der leistungs-

stärksten Feuerlöscher Euro-

pas bietet GPA-djp-Mitgliedern 

bei Vorlage der GPA-djp-CARD 

Ermäßigungen und Sonder-

konditionen.

•  25  % Ermäßigung auf 

Wartung und Überprüfung 

sämtlicher Feuerlöscher

•  25  % Ermäßigung bei Ankauf 

Neugeräte Feuerlöscher

•  Sonderkonditionen bei 

Ankauf von Rauch- und Hitze-

meldern sowie Löschdecken

•  Sonderkonditionen bei Über-

prüfung von sonstigen Sicher-

heits- und Brandschutzein-

richtungen

Die Teams von Total sind 

ÖSTERREICHWEIT IM EINSATZ

TOTAL FIRE-STOP

Tel.: 01/259 36 31-0

Homepage: www.total.at

©
 Z

ie
lp

un
kt

©
 T

ot
al

 F
ire

-S
to

p

©
 N

KD

ZIELPUNKT

ZIELPUNKT bietet in seinen 300 

Filialen ein großes Markenarti-

kelsortiment mit ca. 4.500 Arti-

keln des täglichen Lebens sowie 

attraktive Aktionswaren.

Mit Ihrer GPA-djp-CARD erhal-

ten Sie einen exklusiven 3 % 

Sofortrabatt* bei Zielpunkt!

Einfach bei der Kassa die 

GPA-djp-CARD vorweisen und 

den gesamten Einkauf um 3 % 

günstiger einpacken.

*Ausgenommen sind bereits 

reduzierte Abverkaufswa-

ren sowie Zeitungen, Bücher, 

Tabakwaren, Flaschenpfand, 

Kauf von Gutscheinen und die 

Marke „Jeden Tag“. Nicht mit 

anderen Zielpunkt-Rabattkar-

ten kombinierbar. 

Homepage mit Filialensuche:

www.zielpunkt.at

CARD-Angebote
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30 Mai 2012

Veranstaltungen

21.–25. Mai 2012

Wir sind die neuen Juden
Theater im Nestroyhof
3raum-anatomietheater

Muss sich der „neue Jude“ HC 
Strache, nach pogromartigen 
Angriffen gegen ihn und seine 
Kommilitonen, wie Anne Frank 
am Dachboden verstecken? 

Karten (pay as u wish): 
01/890 03 14
0650/323 33 77

16. + 17. Juni 2012

Benjamin Blümchen 
„Törööö im Zoo!“
Winzendorf Steinbruch

Das Musical für die ganze 
Familie! Benjamin Blümchen, 
der beliebte Elefant, feiert 2012 
seinen 35. Geburtstag – mit viel 
Tanz, Musik und einem kräftigen 
Törööö!

Karten: 01/743 52 50
€ 5,– CARD-Ermäßigung

23. und 24. Juni 2012

COOKIN´ NANTA
Wiener MuseumsQuartier

In diesem lustigen Koch- und 
Rhythmusspektakel aus Korea mit 
akrobatischen Tanz- und Trom-
meleinlagen wird szenisch und 
non-verbal eine Küchenszenerie 
nachgeahmt.

Karten: 10 % CARD-Ermäßigung
über Ö-Ticket Tel.: 01/960 96
Kennwort „WCN“

Gewinnspiele und Ermäßigungen
Alle markierten Produkte können Sie gewinnen!  

Senden Sie dazu eine Postkarte an die Redaktion KOMPETENZ, 1034 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1

Kennwort: Name der jeweiligen Veranstaltung bzw. online: www.gpa-djp.at/gewinnspiel 

Einsendeschluss: 13.5.2012. Keine Barablösung. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.G
ew

in
nen Sie
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1.–3. Juni 2012
 
ostufernd012
Viehofener See, St. Pölten

Das neue Festival mit genreüber-
greifender Ausrichtung lässt 
frischen Wind in der Viehofener 
Seenlandschaft wehen. Live-
Musik aus versch. Ländern sorgt 
vor und nach dem Hauptpro-
gramm für tanzbare musikalische 
Rahmenbedingungen. 

www.ostufernd.seedose.at

2. Juni 2012

Joe Zawinul Day
Planet.tt/Bank Austria-Halle
im Gasometer

Ein Gala-Abend in Erinnerung 
an einen großen Künstler, dar-
geboten von internationalen wie 
nationalen Weggefährten, Zeit-
genossen und jungen Talenten.

Karten: susanne@planet.tt
20 % CARD-Ermäßigung
für Sitzplatzkategorie B
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10. Juni 2012

Swing Night
Wiener Konzerthaus

Max Greger, Hugo Strasser und 
Ambros Seelos mit Orchester 
feiern im Frühjahr 2012 ihr 
zehnjähriges „Swing Legenden“-
Jubiläum. Gemeinsam werden 
sie swingen und jazzen was das 
Zeug hält.

Karten: 01/743 52 50
€ 5,– CARD-Ermäßigung
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2 x 2
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3 x 2
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für 23.6.12

3 x 2
Karten
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Bücher

2.6.12

für 23.6.12

Eva Maria Bachinger, Martin 
Schenk: Die Integrationslüge 
Antworten in einer hysterisch 
geführten Auseinandersetzung. 
Deuticke Verlag, 2012. 18,40 
Euro

Martin Schenk, Sozialexperte 
der Diakonie und Mitbegründer 
des Anti-Armut-Netzwerks „Die 
Armutskonferenz“, und die 

Journalistin 
Eva-Maria 
Bachinger 
prangern 
in ihrem 
Buch „Die 
Integrations-
lüge“ die Art 
und Weise 
an, wie im 
deutsch-
sprachigen 

Raum öffentlich über das Thema 
Zuwanderung und Menschen mit 
Migrationshintergrund debattiert 
wird. Ihre These: Man diskutiert 

Terry Eagleton: 
Warum Marx recht hat
Ullstein Verlag, 2012, 18,50 
Euro

In einer Krise sieht man das Ende 
nahen. In der jetzigen Wirt-
schaftskrise haben viele das Ende 
des Kapitalismus beschworen. 
Und Karl Marx (1818–1883) 
feiert fröhliche Urständ. So auch 
bei dem englischen Literatur-
professor Terry Eagleton. Sein 
Verdienst ist es, mit Vorurteilen 
gegenüber Marx aufzuräumen. 

Im Gegensatz zu vielen anderen 
hat Eagleton Marx‘ Schriften, von 
denen „Das Kapital“ und „Das 
Kommunistische Manifest“ zu den 
bekanntesten zählen, gelesen 
und klärt so manches Missver-
ständnis wie: Marx sei ein ein-
geschworener „Feind der Gleich-
förmigkeit“ gewesen; tatsächlich 
habe er „Gleichheit“  für einen 
„bürgerlichen“ Wert gehalten, 

über Integration – und geht damit 
den dringlichen Fragen des gesell-
schaftlichen Lebens aus dem Weg. 
Denn hinter den Konfl ikten, die es 
in der Bevölkerung heute gebe, 
stecke nicht das Aufeinandertref-
fen von Menschen mit und ohne 
Migrationshintergrund, sondern für 
Zündstoff sorgten vielmehr Unter-
schiede in Bildung, dem Zugang 
zur Gesundheitsversorgung und 
zum Arbeitsmarkt. Fazit: Nicht 
die Herkunft entscheidet über den 
Erfolg oder Misserfolg bei der 
Integration in die Mehrheitsgesell-
schaft, sondern Bildung – und auch 
Geld. „Integration ist immer auch 
eine Frage sozialer Rangordnung“, 
so der Befund von Bachinger und 
Schenk.

Doch wie kommt man zu Bildung 
– und damit auch zu einem besse-
ren Verdienst und einer sicheren 
Zukunft? Positiv und zugleich 
traurige Ausgangslage ist: Alle 
Kinder haben eine äußerst positive 

den Tauschwert. Denn der Kapitalis-
mus standardisiere die Menschen, 
nicht der Sozialismus. „Im Sozialis-
mus geht es nicht darum, dass jeder 
den gleichen Overall trägt.“ Es sei 
„der Konsumkapitalismus, der seine 
Bürger in Uniformen steckt“, erläu-

tert Terry Eagle-
ton; „denken Sie 
nur an die Trai-
ningsanzüge und 
Sportschuhe“.
Man kann das 
Buch auch 
als – pointierte 
– Einführung in 
die Theorien von 
Karl Marx lesen, 
die Terry Eagle-
ton kraft seiner 

geisteswissenschaftlichen Kennt-
nisse ausufernd rezensiert. Egal, 
ob für Kritiker oder Anhänger, die 
Hauptfrage ist immer: Wie lautet 
das beste Rezept für politische 
Veränderung? Eagleton schafft es 
in seinem Text über die Marx-Texte, 

Die vorgestellten Bücher sind über den Verlag des Österreichischen Gewerkschaftsbundes GmbH, 
1010 Wien, Rathausstraße 21, Tel.: 01/405 49 98-132, Fax: 01/405 49 98-136, oder 
per E-Mail: fachbuchhandlung@oegbverlag.at erhältlich.

Einstellung zum Lernen. Warum 
das traurig ist? Schule, wie sie 
heute organisiert ist, gewöhne 
manchen Kindern diesen positi-
ven Zugang rasch ab, liest man 
in dem Buch. Wer über keine 
guten Deutschkenntnisse verfügt, 
werde oft auch als minderbegabt 
gesehen. So werden, wie die 
Autoren schreiben, in Wien 
1,6-mal so viele türkischsprachige 
wie deutschsprachige Schüler als 
sonderpädagogisch bedürftig 
eingestuft, in Niederösterreich 
sind es 2,9-mal so viele. Das 
bedeutet: Sonderschule. 

Es sind Beispiele wie dieses, die 
einen aufhorchen lassen. Und 
aufrütteln, nach den wahren 
aktuellen gesellschaftspolitischen 
Fragestellungen zu suchen. 
Unaufgeregt und zielorientiert: 
damit es allen gut geht.

Alexia Weiss

die Aussagen der Ikone auch 
hinsichtlich seiner allgemeinen 
Ansichten über die Menschen an 
sich zu beleuchten. „Er glaubte 
an das Ende von materiellem 
Mangel, Privateigentum, Ausbeu-
tung, sozialen Klassen und des 
Staates“, schreibt er. „In Marx‘ 
Werk lässt jedoch nichts darauf 
schließen, dass wir irgendeine 
Art von Vollkommenheit erreichen 
könnten.“

Eagleton kommt öfter akademisch 
abgehoben daher und spart nicht 
an Fach- und Fremdwörtern. Die 
manchmal holprige deutsche 
Übersetzung macht das Verständ-
nis nicht leichter. Keine einfache 
Lektüre. Fürs Nachtkasterl genau 
richtig.

Heike Hausensteiner



Die Saurier im
 Naturhistorischen Museum Wien lassen 

Groß und Klein seit je
her sta

unen. Die Österreichisch
en  

Lotterien unterstü
tzen das NHM, damit Sie als B

esucher  

dieses großartige Angebot zu
m kleinen Preis genießen  

können. Mit einer Ja
hreskarte um nur 27 Euro.

Ein Gewinn  

für die Kultur!
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Gut für Österreich. 


